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Einleitung. 



§ 1- 

Uie Frage, ob die juristische Person deliktsfähig sei, und 
wie sicii dementsprechend ihre Haftung aus unerlaubten Hand- 
lungen gestalte, hat von jeher den Gegenstand heftigen Streites 
in der Juristenwelt gebildet Den Hauptgrund zu diesem 
Meinungskampfe bildete vor allem die Unsicherheit über das 
Wesen der juristischen Person. Um dieses zu ermitteln, stellte 
man die verschiedenartigsten juristischen Konstruktionen auf, auf 
deren Basis die aufgeworfenen Rechtsfragen entschieden werden 
sollten. Dies Verfahren führte naturgemäss zu abweichenden, 
grossenteils entgegengesetzten Resultaten. 

Beendet ist diese Streitfrage erst durch die Entscheidung des 
bürgerlichen Gesetzbuches, weiche die juristische Person aus un- 
erlaubten Handlungen für haftpflichtig erklärt. Dagegen ist es, 
wie später gezeigt wird, auch jetzt schon wieder streitig, ob aus 
dieser Haftpflicht die Deliktsfähigkeit der juristischen Person zu 
entnehmen ist 

Die umgekehrte Schlussfolgerung aber, dass sich aus der 
DeliktsFähigkeit eine Pflicht zur Haftung ergiebt, ist wohl kaum 
bestreitbar. Daher soll der leitende Gedankengang bei der fol- 
genden Untersuchung der Haftung juristischer Personen nach ge- 
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meinem Recht der sein, von der Deliktsfähigkeit auszugehen und 
nach dem Ergebnis dieser Frage die Haftung juristischer Personen 
festzustellen. 

Zur richtigen Würdigung der unter der Herrschaft des ge- 
meinen Rechtes vertretenen Ansichten ist es jedoch unbedingt 
nötig, vorher auf die Entwicklung der obigen Streitfrage während 
der verschiedenen Rechtsperioden bis zur Rezeption kurz ein- 
zugehen. 
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Erster Abschnitt. 

Dia DellMsfähigkait und Haftung dar jurisüschsn Parsanan 
in dar gascillchtlichan Entwlcidune^ 

§ 2. 
1. Das rSmische Recht 

Im römischen Recht galt die universUas nicht für handlungs- 
fähig; und da das Prinzip der Stellvertretung den Römern ur- 
sprünglich gänzlich unbekannt war, verneinten sie auch jede 
Haftung der universUas für unerlaubte Handlungen threrOrgane. — 
„Quid enim municipes dolo facere possunt'?^) Mit diesen 
Worten weist Ulpian die Möglichkeit zurück, es könne gegen 
eine Stadtgemeinde die actio doli gegeben werden. Eine Gemeinde 
als solche kann eben nach römischer Ansicht nicht rechtswidrig 
handeln. Deswegen ist jedoch, wie Ulpian weiter ausführt, die 
Klage gegen die delinquierenden Organe selbst durchaus nicht 
ausgeschlossen; auch ist die Stadtgemeinde verpflichtet, die durch 
uneriaubte Handlung erlangte Bereicherung herauszugeben. 

Derselben Meinung ist Pomponius^), der das interdiäum 
de vi et de vi armata gegen eine Gemeinde, in deren Namen 
der Besitzer eines Grundstücks mit Gewalt von demselben entfernt 
wurde, nur dann zulässt, wenn die Gemeinde infolge dieser 
Handlung Etwas in ihrem Besitz hat. 

Am bestimmtesten spricht schliesslich für die Annahme der 
Deliktsunfähigkeit juristischer Personen in dieser Rechtsperiode 
folgendes Gesetz Majorians: 



1) 1.15 §1 Dig. de dolo mala 4, 3. 

') 14 Dig. de vi et de vi armata 43, 16. 
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„Nanquam curiae provinciaram redoribus ^- 
neralL condemnatione mulctentar, cum atiqae hoc et 
aequitas suadeat et regula juris antiqui, at noxa 
tantum caput sequatur, ne propter unius ßrtasse 
detiäam alii dispendus qffllgantur."^) 
Es soll also nach Gesetzesvorschrift niemals die Kurie als 
solche bestraft werden, sondern immer nur die einzelnen straf- 
baren Mitglieder. 

§ 3. 
2. Das dentsche Recht 
Der entgegengesetzte Standpunkt wird im alten deutschen 
Rechte eingenommen. Bereits im zwölften Jahrhundert, zu einer 
Zeit, in der sich noch keine Spuren römischen Rechts in 
Deutschland zeigten, stellten sich die Städte als völlig selbständige 
Rechtssubjekte dar.^) Ihren Willen brachten sie durch verfassungs- 
mässige Akte ihrer Versammlungen, Behörden und Organe zum 
Ausdruck, die als ihre Werkzeuge, nicht als Bevollmächtigte 
galten.^) Hieraus ergiebt es sich, dass die Gemeinden auch für 
unerlaubte Handlungen der verfassungsmässigen Organe haften 
mussten. Viele Weistümer, der Sachsenspiegel, die goldene Bulle 
und andere sprechen sich in diesem Sinne aus.*) Einige dieser 
Belegstellen seien hier erwähnt. Dass die Gemeinde für ihren 
Büttel haftet, geht aus einem Weistum von Ulm hervor;*) 

»Und were daz der selbe büttel sümig were an den 

vorgen. dingen gegen dem abte und dem gotzhuse, der 

is das Volk schuldig zu bessern die yne darzu erweit haut" 

In dem Ehaftrecht von Peitingau") wird die Haftpflicht einer 

Gemeinde auterlegt für die von ihrem erwählten Amtmanne 

veruntreuten Gelder. 



') Nov. Majoriani Tit. 7 io Hngo'8 Jus civiU aniejust. S, 1886 § 11, 
eitiert bei v. S&vignj, System des hentigeD rOmischea Rechti Bd. 2 8. 331. 
2) Qierke, GenoHsenschaftM-eclit Bd. 2 S. 622. 

') Gierke, GsDOBeeDBcbaftsrecht Bd. 2 S. 793. 
*) Gierke, GenoBseoBchaftBrecht Bd. 2 S. S17f. 
B) Grimm, Weistümer Bd. l S. 429. 
°) c. 26(1436) B. bei Grimm a.a.O. Bd. S S. 649. 
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Auch die goldene Bulle erkennt eine Bestrafung der 
Korporation im Kapitel XV § 2 an. 

§ 4. 
. 3. Die Glossatoren. 

Diese dem römischen Gedanlfen vollkommen entgegengesetzte 
Anschauung des deutschen Rechts äusserte seine Wirltung auf 
die römischen Jurisien zuerst zur Zeit der Glossatoren. Diese 
lieferten mit grossem Fleisse zu den Quellenstelien Texteserklärungen, 
die sogenannten Glossen. Deutlich lässt es sich aus diesen 
ersehen, dass die Glossatoren bei ihrer Auslegungsthätigkeit von 
germanistischen Prinzipien beeinflusst wurden. Um ihre Meinung 
mit der Quellenangabe in Einklang zu bringen, mussten sie oft 
zu kühnen Interpretationen greifen. So verbinden sie, was für 
die hier zu erörternde Frage von Wichtigkeit ist, die sich gänzlich 
widersprechenden Sätze der römischen Quellenstelle und der 
Glosse: „quod universitatis est, non est singulorum" , und 
„universitas nihil aliud est, nisi singuU homines, qui ibi 
sunt". Sie lesen also aus dem römischen Satze heraus, dass 
nicht die Einzelperson, sondern „omnes singidi" Subjekt des 
Vermögens der universitas seien.') 

Nach der Ansicht der Glossatoren ist daher der überein- 
stimmende Wille Aller identisch mit dem Korporationswillen, die 
gemeinsame Handlung Aller identisch mit der der Korporation. 
Römische Quellenstelien, die dieser von den Glossatoren an- 
erkannten Willens- und Handlungsfähigkeit der juristischen Person 
widersprechen, suchen sie künstlich mit ihrer Anschauung in 
Uebereinstimmung zu bringen: so soll, nach ihrem Ausspruch, 
bei dem bekannten römischen Satze: universi consentire non 
possunt, das Wort ,Jaäle" ergänzt werden. 

Für die Anschauung der Deliktsfähigkeit und Haftpflicht 
juristischer Personen in damaliger Zeit spricht die Authentlca 
„Item nulla" und „item quaecumqae" Cod. de episc. 1, 3, 

') Gierke, QenoBseiiBcliaftsrecht Bd. S S. 204, 205. — BBinberg, Zar 
Lehre von der Deliktsnhigkeit der jnriBtischen PermneD, loangnral- 
DiBBertatioD 8. 45. 
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die in den Gesetzen Friedrichs K. im Jahre 1220 enthalten war 
und durch die Glossatoren in dem Codex aufgenommen wurde. 
Friedrich IL verordnet in diesem Gesetz, jede Gemeinde, die 
einer Kirche gegenüber Erpressungen vornähme, sollte den drei- 
fachen Wert vergüten und in den Kirchenbann kommen.^) 

§ 5. 
4. Die Kanonisten. 

Die Kanonisten folgen nicht der Ansicht der Glossatoren, 
nach der die universUas identisch ist mit der Gesamtheit der 
Einzelnen. Sie halten die juristische Person für ein fingiertes, nur 
in der Vorstellung lebendes Wesen, das von den einzelnen Personen 
streng zu trennen sei.') Daher kann auch, wie Innocenz IV. deutlich 
ausspricht, eine Korporation niemals ,,perse" handeln, sondern nur 
„per alium" .^) Aber diesen Mangel der Handlungsfähigkeit/»r/-sf 
glichen die Kanonisten dadurch aus, dass die Stellvertretung im 
Gegensatz zum römischen Recht in äusserst weitem Umfang mit 
direkter Wirkung für die vertretene juristische Person zugelassen 
wurde. Es galt der Satz, „quod qais per alium facit, ipse 
facere videtur", durch dessen Anwendung die Korporation doch 
indirekt als handlungsfähig gelten musste. — Ihre Deliktsfähigkeit 
mussten die Kanonisten jedoch nach der von ihnen angenommenen 
Fiktionstheorie verneinen.^) Ueber die theoretische Konsequenz 
siegte jedoch die Volksanschauung, die sich für die Delikts- 
fähigkeit entschied. Die Mehrzahl der Kanonisten huldigte 
infolgedessen dem Satze: „universUas et ecdesia deUnquere 
possimt"/) 



1) Anderer Meinung »on Savigny a.a.O. Bd. 2 8.B22; b. oDtea. 

^ Gierko, GeuoBBeDsch&ftgrecht Bd. 3 S. 278. 

=) „per se" nannten die GloBsatorBn das Thun eines ReprABeDtaDten- 
kollegs nach erfolgtem MajoritätsbeschluBB, „per alium" handele die 
universUas, wenn ihre Beamten im Bereiche ihrer ZaBt&ndigkeit th&tig 
würden. Nur für die „per se" auBgeführten unerlaabten Handlangen 
mllBBe eine juristische PerBon stets haften. 

*) So Innocenz IV. in dem C. 5. de sent. excom. in Vl^ (5, II). 

^) Gierke, Genosgenachafts recht Bd. S S. 313 Anm. 313. — - BouifazYIII. 
in dem C. 4 de censibus in VI. (3, 20); b. v SaTigoy a. a. 0. Bd. 2 S. 332. 
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§ 6. 
5. Die Postglossatoren. 

Die Postglossatoren sclilossen sich teils an die kanonistische 
l^hre an, teils folgten sie der germaniscli- römischen Auffassung- 
der Glossatoren. Diese Durchdringung der verschiedenen An- 
schauungen vollzog sich im vierzehnten Jahrhundert. Das Produkt, 
welches sich hieraus ergab, wurde unseres Erachtens auch in 
Deutschland rezipiert, wovon später noch zu sprechen sein wird.') 
— Zu erwähnen sind von den Postglossatoren besonders Ol- 
dradusiind Bartolus, die sich, wie die meisten ihrer Zeitgenossen 
für die Deliktsfähigkeit und dementsprechende Haftung 'der' 
Korporation entschieden. Oldradus, ein Anhänger der Fiktions- 
theorie, die ihn eigentlich zur Deliktsunfähigkeit der Korporation 
führen musste, beseitigte diesen anscheinenden Widerspruch dadurch, 
dass er sagte, ebenso wie man der Korporation eine Persönlichkeit 
beilege, könne man ihr auch eine „Seele" und damit Delikts- 
fähigkeit zusprechen.^) 

Bartolus begründete seine Ansicht damit, dass kraft der 
Fiktion die universitas als Person anzusehen sei; hieraus folge, 
dass diese Person auch unerlaubte Handlungen begehen könne. 
Jedoch sei sie nur bestimmter Delikte fähig. Dies seien alle 
Omissivdelikte, sowie diejenigen Komissivdelikte, die ihrem Wesen 
nach nur von einer universitas begangen werden könnten, z. B. 
wenn sich eine Korporation rechtswidrige Statuten gäbe. Bei 
Begehung anders gearteter Komissivdelikte handele die universitas 
nicht proprie, wohl aber in gewissen Fällen improprie durch 
ihre Glieder, so dass sie trotzdem hafte, wenn sje 'z. B. den 
besonderen Auftrag zu dieser Handlung gegeben, oder diese 
genelsnigt hätte.') — Die Meinung des Bartolus fand fast 
allgemeinen Anklang, so dass in den letzten Jahrhunderten des 
Mittelalters die Deliktsfähigkeit der universitas, aus der sich 
ihre Haftung ergab, als unbestrittenes Dogma dastand. 

') B. Bocholl, ßechtBfälle ans der PraziB dee ßeichBgericbts S. 363. 
^) Dersellien AoBicbt CortinB, Archiv für civiliBtieche Praxis Bd. 64 
S. 164. 

^ Gierke, GenoBBenBchaftarecht Bd. 3 S. 404—410. 
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§ 7. 
6. Die Zeit nach der Rezeption bis zur Neuzeit 

Diesen Standpunkt behielt man auch noch lange Zeit nach 
der Rezeption bei. In Theone und Praxis wurde kaum an der 
Deliklsfähigkeit der aniversitas gezweifelt. Berühmte Juristen, 
wie Farinacius und Mynsinger, sprachen sich ausdrücklich' 
hierfür aus.^) Dieselbe Meinung vertraten die Reichsgesetze jener 
Zeit, welche die Korporation für deliktsfähig und strafbar erklärten.') 
Auch ergingen Urteile des Reichskammergerichts, die auf dem 
Prinzip der Deliktsfähigkeit basierten.') 

* Die entgegengesetzte Ansicht machte sich später geltend, 
hauptsächlich durch den Einfluss v. Savignys, dem sich fast alle 
Romanisten anschlössen. Lange Zeit erhielt sich diese Meinung 
der Deliktsunfähigkeit in der Theorie fast unbestritten, während 
die Praxis allerdings, abgesehen von wenigen Ausnahmefällen, 
an dem alten Standpunkte festhielt. 

Gegen die Theorie v. Savignys machte sich in neuester 
Zeit eine gewaltige Gegenströmung bemerkbar, die ihren Mittel- 
punkt in Qierke fand, der in seinem Werke über das Ge- 
nossenschaftsrecht überzeugend nachwies, dass die aniversitas 
unbedingt deliktsfähig sei und die Folgen dieser Thatsache 
tragen müsse. 



Zweiter Abschnitt. 
Die Streitfrage'der Deliktsfihlgkelt luristlscher PerGonen im ganieineii Hsdil 

Es dürfte nach den obigen Ausführungen ersichtlich geworden 
sein, dass sich im^ neueren gemeinen Recht zwei vollkommen 
entgegengesetzte Auffassungen gegenüberstehen: die eine, vertreten 



■) Loening, Die Haflong deB Staate sdb rechtswidrigen Hundljpgen 
Beiner Beamten nach dentBchem Privat- aad Staatsrecht 8. 36. 

'') Unter anderen die BeichBgerichtBordnang von 1555 II Titel IS, die 
Reich apolizeiordnimg Ton lfi77 Titel 10, 15 n. b. w. 

3) Loening e. a. 0. S. 35 Äninerk. 3 nnd S. 36. 
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von der Mehrzahl der Romanisten, die andere, verteidigt be- 
sonders von Oierke und dem Romanisten Dernburg. 

Die Hauptgründe, auf welche sich diese Auffassungen stützen, 
sollen im Folgenden angegeben und ihre Stichhaltigkeit unter- 
sucht werden. Aus dieser Untersuchung wird sich ergeben, ob 
die juristische Person für deliktsfähig gelten muss, woraus dann 
wiederum der Umfang ihrer Haftpflicht ersichtlich werden wird. 

Erstes Kapitel, 

Gegenüberstellung der Theoiieen. 

§ 8. 
1. Die Fiktionstheorie. — Abweisung derselben. 

Von jeher herrschte, wie oben gezeigt wurde, heftiger Streit 
über das Wesen der juristischen Person. Dieser wurde unter 
den neueren Juristen des gemeinen Rechts fortgesetzt. Von 
denjenigen Theorieen über das Wesen der juristischen Person, 
deren Annahme die Handtungs- und Deliktsunfähigkeit dieser 
ergeben musste, seien hier zwei erwähnt: die Fiktionstheorie und 
die der subjektlosen Rechte. Die Mehrzahl der Juristen entschied 
sich für eine dieser Theorieen in den Hauptgrundsätzen, wenn 
auch manche in unwesentlichen Punkten voneinander abwichen. 
Der Schöpfer der Fiktionstheorie ist v. Savigny. Er, wie seine 
Anhänger, glauben in ihrer Anwendung dem römischen Recht 
zu folgen, eine Ansicht, die von vielen, auch von Dernburg, 
für ungerechtfertigt erklärt wird.') — v. Savigny stellt die Sätze 
auf: es giebt kein Recht ohne Subjekt. Rechtssubjekt kann 
weiterhin nur der einzelne Mensch sein. Ebenso wie dem Einzel- 
mensch aber die Rechtsfähigkeit entzogen werden kann, ist es 
auch möglich, die Rechtsfähigkeit „auf irgend Etwas ausser dem 
einzelnen Menschen" zu übertragen, wodurch eine juristische 
»Person" künstlich gebildet wird,*) 

') Dernburg, Pandekten Bd. 1 S. 141 Anm. 8. 
») T. SaTignj ». ». 0. S. 2. 
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Von dieser Fiktion ausgehend, spricht er der juristischen 
Person jede Handlungs- und Deliktsfähigkeit ab. Denn «Hand- 
lungen setzen ein denkendes, wollendes Wesen, einen einzelnen 
Menschen voraus, was eben die juristischen Personen als blosse 
Fiktionen nicht sind".') — Puchta, ein Anhänger v. Savignys, 
begründet die Deliktsunfähigkeit der juristischen Person, indem 
er s£^, es kann unmöglich der Zweck einer Fiktion sein, Delikte 
zu ermöglichen. Er bezeichnet es als Absurdität, »für ein Delikt, 
gleich als wäre dieses eine wünschenswerte und für den Verkehr 
höchst notwendige Sache, einen Willen zu fingieren".") — Aehnlich 
begründet B ru n s ^) die Deliktsunfähigkeit einer Korporation : 
Diese kann nicht delinquieren, denn „sie soll ein von den Mit- 
gliedern durchaus verschiedenes Rechtssubjekt sein und un- 
möglich kann dieses als solches über seinen Zweck hinaus thätig 
werden ". 

Diese Motivierung ist unseres Erachtens nicht richtig. Auch 
Cosack') tritt ihr entgegen, indem er ausführt: «mit gleichem 
Rechte kann man sagen, die Delikte seien gegen den Zweck, 
den der Einzelmensch auf Erden zu erfüllen habe; unmöglich 
könne also der Einzelmensch deliktsfähig sein". 

Die ähnliche Begründung Puchtas für die Deliktsunfähigkeit 
der juristischen Person bekämpft Curtius^) in überzeugender 
Weise. Er spricht hierbei auch den unseres Erachtens richtigen 
Gedanken aus, es sei nicht zu ersehen, warum nicht, wenn schon 
einmal fingiert würde, «die Fiktion soweit ausgedehnt werden 
könne, dass sie Deliktsklagen zuliesse. Man könne ebensogut 
fingieren, dass ein gar nicht existentes Ding delinquiere, als dass 
es einen Vertrag schliesse". 

Gegen die Personifikationstheorie v. Savignys, die zur Delikts- 
unfähigkeit der juristischen Person führen muss, sprechen viele 
Gründe, von denen die wichtigsten hier angegeben werden sollen, 

'j T. SaTigny a. ». 0. 8. 882. 
^ Weiijke'a JtechtBlexikon Bd. 3 S. 71. 
' ■) Holtzendorff'H Encyklopadie b. Auflege Leipzig 1890 Bd. S, 1 § 17, 
*) LehrbDch des bürgerlicbeii KechtB Bd. 1 S. 107. 
'•') Archiv ftlr civil istiache Fr&xJB Bd. 64 S. 164. 
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Der Gedanke, auf dem als Fundament v. Savigny seine Theorie 
aufbaut: » Rechtssubjekt könne nur der Einzetmensch sein", ist 
falsch. Die Volksgemeinde in Rom hatte schon in alten Zeiten 
juristische Persönlichkeit, Ihr wurden Korporationen nadigebiidef, 
die schon auf Servlus Tullius zurücl^eföhrt werden."^) Den- 
selben Gedanken führt Bekker überzeugend in seinen Pan-r 
dekten aus.^ 

Die meisten Gegner der v. Savigny- Puchta- Theorie 
wenden sich gegen das „Fingieren" als solches. Die Wissen- 
schaft kann sich auch nicht auf die Dauer zur Erklärung eines 
Rechtsinstitutes mit einer Fiktion begnügen. So sagt auch 
Curtius, «eine solche Theorie wäre wohl als scharfe Formu- 
lierung, nicht aber als Lösung des Problems anzuerkennen".^ — 
Eine scherzhafte, aber bemerkenswerte Ausführung, wie sich bei 
konsequenter Durchführung der Fiktionstheorie eine grosse 
Anhäufung weiterer Fiktionen bilden müsse, findet sich bei 
Salkowski*). Er giebt hierbei Brinz völlig Recht, der solches 
„civilistische Scheusal" mit „Vogelscheuche" tituliert und aus 
dem Privatrecht völlig hinausschaffen will. 

Unsere Auffassung vertritt -schliesslich noch Loening, der 
sagt: „Die Fiktion kann nur der prägnante Ausdruck für die 
gefundene Lösung einer Frage sein, niemals verijiag sie aber 
eine Frage selbst zu beantworten."^) 

§9. 
2. Die Theorie der subjektlosen Rechte. — Bekämpfung 
derselben. 

Auf die Versuche gegenüber der Fiktionstheorie, die Realität 
der juristischen Personen nachzuweisen, aus der sich ihre Delikts- 
fähigkeit ergeben muss, ist später ausführlich einzugehen. Vorher 
muss noch versucht werden, die von vielen bedeutenden Juristen 

1) DerDboTg, Pandekten Bd. I S. 140. 

=) Bekker, Pandekten Bd. 1 S. 199. 

3) CartiuB, Archiv fOr civilistiBche Praxis S. 162. 

*) Wesen der universitas S. 6 und 7. 

') Loening a. a. 0. S. 66. 
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angenommene Theorie der subjektlosen Rechte als unwahrscheinlich 

erscheinen zu lassen. 

Der Hauptvertreter dieser Ansicht ist Brinz, nach dessen 
Meinung, wie erwähnt, «die juristische Person so wenig in die 
Personenlehre gehöre, wie die Vogelscheuche in die Natur- 
geschichte des Menschen». Er bestreitet den Satz v. Savignys, 
dass jedes Recht ein Subjekt haben müsse: es gäbe unbedingt 
auch subjektlose Rechte. Den Stütz- und Mittelpunkt eines solchen 
Rechtes, eines Vermögens, sieht Brinz in dem Zweck, dem ein 
Vermögen gehören kann. Er macht daher einen Unterschied 
zwischen dem pertinere ad aliqaem und dem pertinen ad 
aliquid; er stellt dem Personenvermögen das Zweckvermögen 
gegenüber. 1) Dies ist jedoch gänzlich unjuristisch, da jedes Ver- 
mögen, auch das Personenvermögen, einem Zweck dient. ä) 

Gegen diese Theorie des Zweckvermögens, welche — und 
dies ist für die vorliegende Untersuchung von Wichtigkeit — 
zur Delikteunfähigkeit der juristischen Person führen muss, 
spricht weiterhin der Umstand, dass durch diese Theorie der 
Begriff „juristische Person" viel zu eng begrenzt wird. Dies ist 
auch Dernburgs Meinung, der sagt, ^) irBrinz' Zweckvermögen 
decke sich nicht mit dem Thatbestande des gegebenen Rechts", 
da juristische Personen ohne Vermögen existierten, z. B. eine 
Universität, die der Korporationsrechte teilhaftig, doch nur aus 
Staatsmitteln erhalten würde. — Dieses Bedenken spricht ebenfalls 
Bekker aus,*) der, im allgemeinen ein Anhänger der Brinz'schen 
Theorie, dennoch nicht die Fiktion der „juristischen Person" 
fallen lassen kann, «weil das neunzehnte Jahrhundert gewöhnt sei, 
mit juristischen Personen zu operieren". Er geht davon aus, 
dass die juristischen Personen nicht ausschliesslich privatrechtlicher 
Natur seien; das Vermögen sei dagegen ein rein privatrechtlicher 
Begriff; was solle nun, folge man den Grundsätzen Brinz', aus 

>) Brinz, Pandekten Bd. 1 § 62 3. 307 f. 

^ Bamberg &. a. 0. S. 26. — BOfalan, Kechtaaubjekt und Peraonen- 
rolle S. 8. 

") P&ndekten Bd. I S. 141 Mm. 9. 
*) Pandekten Bd. 1 S. 206, 207. 
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den juristischen Personen im Staats-, Kirchen- und Völkerrecht 
werden? ■ 

Einen Anhänger seiner ArischauungfindetBrinz inDe melius^), 

während Windscheid eine vermittelnde Stellung zwischen der 
Zweckvermögens- und der Personifikatiönstheorie einnimmt: Der 
Brinz'schen Theorie widerstrebe, wie er ausführt, «ein natürliches, 
auf dem tiefen Zuge der Persönlichkeit, welcher durch die 
Menschennatur hindurchgehe, beruhendes Gefühl".*) 

Die konsequente Durchführung aller dieser Theorieen muss 
jedenfalls immer die Möglichkeit verneinen, dass von juristischen 
Personen Delikte begangen werden können. 



§ 10. 
3. Die Theorie der realen Verbandspersönlichkeit. 

Zu dem entgegengesetzten Resultat gelangen die Rechtsgelehrten, 
welche die juristische Person als etwas Reales darstellen und auf 
dieser Basis deren ganzes Wesen aufbauen. Bei' der folgenden 
Betrachtung dieser grundlegenden Gedanken wird ebensowenig 
wie vorher auf eine Unterscheidung der verschiedenen Arten der 
juristischen Person eingegangen werden, da ein solches Verfahren 
hinsichtlich der zu erörternden Frage völlig zwecklos wäre. 
Wird erwiesen, dass die Korporation deiiktsfähig ist, so gilt der 
Beweis auch für Anstalten und Stiftungen erbracht, nur' dass. die 
Handlungs- und Deliktsfähigkeit dieser enger begrenzt ist durch" 
«ihren beschränkten Lebenszweck", der durch den Willen'iJes 
Stifters fest bestimmt ist^) 

Nicht nur Germanisten, sondern auch Romanisten (z. B.^ 
Dem bürg)' und Publizisten versuchten in neuerer Zeit die 
Theorieen der realen Verbandspersönlichkeit zur Geltung zu bringen. 
Einige dieser Versuche konnten allerdings das juristische Denken 
nicht befriedigen. 

- ') Ueber die fingierte PeraOnliclikeit in IheringB' Jahrbilcliem Bd. 4. 

2) Windgcheid, Pandekten Bd. 1 S. lao (7. Aufl.). .' "".' '■ 

. =) Gierke, Deutsches Privatrecht M. i 'S. 668, 642. " " 
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Wenn Felix Dahn^) z. B, behauptet, bei der juristischen 
Person seien die Merkmale der physischen Person vorhanden, 
und dies damit motiviert, es zeige sich auch bei jener eine 
«selbstbewusste Rechts Vernunft" und ein »Leib" 'als »Substrat 
dieser Rechlsvernunft", so entetehen hierdurch nur die Fragen, 
was ist unter nselbstbewusster Rechtsvemunft" und unter «Leib« 
zu verstehen! 

Wenn solche Ausführungen auch nicht als überzeugende 
juristische Begründungen der Realität der juristischen Person 
gelten können, so ist trotzdem auch unseres Erachtens die Theorie 
der realen Verbandspersönlichkeit, welche die Deliktsfähigkeit der 
juristischen Person ergiebt, die anerkennenswerteste. 

Das Wesen der Verbandsperson findet sich in Deutechland 
bereits seit dem Beginne der Rechtsentwicklung in den germanischen 
Personen und Sachgesamtheiten. Als solche erscheinen z. B. 
das Volk, die Sippe, die Magschaft, die Mark und andere Gesamt- 
heiten, Diese alle treten ihren Mitgliedern, wie dritten Personen 
gegenüber, als selbständige, individuelle Einheiten auf. Eine 
Begründung für das Wesen der Gesamtheit fehlte den Deutschen; 
dieses war ihnen jedoch etwas so Natürliches und Selbst- 
verständliches, dass es sich bis in die Neuzeit erhalten hat — 
Trotzdem scheint eine solche Begründung der realen Verbands- 
persönlichkeit nicht schwierig zu sein, wenn man vom Einzel- 
menschen ausgeht und sich diesen als Träger verschiedener 
Rechte und Pflichten vorstellt Vollicommen rechtsgültig kann er 
einen Teil seiner Rechtssubjektivität auf einen anderen übertragen, 
z. B. durch das Treuversprechen des Vasallen oder die Vollmacht 
Scheiden nun mehrere Personen einen Teil ihrer Rechts- 
subjektivität aus, so wird durch diese ausgesonderten Teile eine 
neue QesamfpersÖnlichkeit gebildet Mit einem Teil ihrer Rechts- 
subjektivität gehören die Einzelnen der neuen Persönlichkeit an, 
den anderen behalten sie für sich. — Auf diese Art lässt sich 
auch leicht die Sachgesamtheit erklären.^) 

') Dahn, Yemnaft im Recht S. 161 bis 166; citiert bei CortinB 
B. a. 0. S. 152. 

^ B. Rocholl k. a. 0. 8, 370, S69. 
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Verständlich ist hiernach wohl ohne weiteres die Definition 
Gierkes: «Verbandspersönlichkeit ist die von der Rechtsordnung 
anerkannte Fähigkeit eines menschlichen Verbandes, als ein von 
der Summe der verbundenen Personen unterschiedenes, einheitliches 
Ganze, Subjekt von Rechten und Pflichten zu sein".') 

Die Verbandsperson ist, wie aus dem oben Gesagten hervor- 
geht, rechts- und handlungsfähig, infolgedessen kann sie auch 
Delikte begehen. In welcher Weise ihre Handlungen in die 
Wirklichkeit treten und wie weit sie gemäss den angeführten 
Grundsätzen aus unerlaubten Handlungen haftet, wird noch den 
Gegenstand der Erörterung bilden. 



Zweites Kapitel, 
Vertreter und Organe sind zu unterscheiden. 

Nach der hier verteidigten Theorie ist die juristische Person 
etwas Reales, das vollkommen selbständig den Mitgliedern gegen- 
übertritt. Trotzdem ist sie nichts Körperliches, so dass sie wie 
ein Mensch ihre Handlungen vornehmen könnte; sie bedarf 
hierzu natüdicher Personen, der «Organe", die ihr durch die 
Verfassung gegeben sind. 

Ein grosses Verdienst hat sich Gierke dadurch erworben, 
dass er das wahre Wesen dieser Organe offenbarte und darlegte, 
dass dieses durchaus verschieden von dem der Stellvertretung 
wäre. Sehr viele Juristen, vornehmlich die Romanisten, erkannten 
dies nicht an, sondern wollten das Prinzip der Stellvertretung 
auch bei juristischen Personen angewendet wissen. Daher konnten 
sie die juristische Person auch nicht als handlungs- und delikts- 
fähig gelten lassen, weil die Handlungen ihrer Beamten nur 
Handlungen dieser seien; ebenso musslen sie bei der Abmessung 
der Haftung juristischer Personen aus unerlaubten Handlungen 
zu ganz anderen Resultaten kommen, als diejenigen, welche 
Stellvertreter und Organe streng unterschieden. 



') Gierke, Dentsches Privktrecht Bd. l S. 469. 
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1. Wesentliche Unterscheidangsmerkmale zwischen Vertreter 
und Oif an. 

Eine kurze Zusammenfassung der charakteristischen Merkmale 
wird den grossen Unterschied zwischen Stellvertreter und Organ 
ergeben. Die Stellvertretung wird angeordnet für eine ihrer 
Gattung nach willens- und handlungsfähige Person, oder eine 
solche, deren Willen oder Handlungsfähigkeit noch unentwickelt 
oder durch Geisteskrankheit verkümmert ist: denn selbst Wahn- 
sinnige sind nicht zu jedem faktischen Handeln unfähig^). Der 
Stellvertreter nimmt ein Rechtsgeschäft vor für einen Anderen 
und an dessen Stelle. Der faktische Willensakt des Vertreters 
gilt immer als Akt des Vertreters selbst, nicht des Vertretenen. 
Dieser Akt wird jedoch im Namen des Vertretenen vorgenommen 
und soll für diesen unmittelbare Wirkung haben, was auch von 
der Rechtsordnung anerkannt ist. 

Ganz anders ist das Wesen der Organe. Solche werden 
den juristischen Personen gegeben, die jedes unmittelbaren 
Handelns unfähig sind. Trotzdem gelten die juristischen Personen, 
ebenso wie die physischen, als handlungsfähig. Denn das Handeln 
durch Organe unterscheidej die juristische Person nicht von der 
natürlichen. Auch diese wird nur thätig durch die Vermittelung 
leiblicher Organe. Die Organe im Bereiche ihrer Zuständigkeit 
vertreten daher die Gesamtperson juristisch so, «wie das Auge 
die physische Person im Sehen oder die Hand sie im Schreiben."^) 

Das Organ nimmt also nicht Rechtsgeschäfte für die juristische 
Person vor, Vie der Stellvertreter, sondern diese handelt durch 
ihr Organ. Ebenso wie Hauskinder und Sklaven im alten Rom, 
die ein Erwerbsgeschäft vornahmen, Organe des Hausherrn, nicht 
seine Stellvertreter waren. 

§ 12. 
2. Arten der Organe. 

Dieser durch Qierke festgestellten Unterscheidung zollt seine 
volle Anerkennung Kariowa, nach dessen, uns nicht gerechtfertigt 

') Vgl. Kariowa in Grüahntfl Zeitschrift Bd. 4 S. *20. 
^ KarlowEi a.a.O. nach Gierke S.419. 
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erscheinenden Meinung, jedoch Gierke zu Ungleichartiges unter 
dem Begriff »Organ« subsummiert. Für die später zu erörternde 
Frage der Haftung juristischer Personen aus unerlaubten Hand- 
lungen ist es wesentlich zu wissen, was im allgemeinen als 
«Organ" zu gelten hat. Es dürfte daher an der Hand der 
Ansicht Oierkes ein kurzer Ueberblick hierüber angebracht sein. 

Eine allgemeine Unterscheidung der Organe ist die in 
Beschluss- und Ausführungsorgane. Die Beschlussorgane setzen 
innerhalb der Korporation den Willen derselben fest, während 
unter Ausführungsorganen diejenigen zu verstehen sind, „m 
deren Zuständigkeit die schliessliche Durchführung des Oemfein- 
willens vermöge einer den Mitgliedern gegenüber begründeten 
Regierungsgewalt und einer Dritten gegenüber begründeten 
Verfügungsgewalt liegt.') 

Weiterhin kann man die Organe unterscheiden in »mittel- 
bare" und «unmittelbare". Für einige dieser letzteren, die fast 
regelmässig bej allen Organisationen wiederkehren, gelten 
allgemeine Grundsätze. Zu diesen Organen zählt ■ in erster 
Linie die Mitgliederversammlung. Diese wird durch ver- 
fassungsmässige Zusammenkunft der Mitglieder gebildet. Eine 
andere Zusammenkunft gilt nicht als Mitgliederversammlung. Die 
wirklich erschienenen Mitglieder bilden die Mitgliederversammlung, 
wenn nicht Gesetz oder Statut etwas anderes bestimmen. Es 
gilt in ihr das Majoritätsprinzip. Der Versammlungs- oder 
Körperschaftsbeschluss gut als Aeusserung des Gemeinwillens. 

Ein Organ femer, das bei den meisten Körperschaften 
vorhanden ist, ist der Vorstand — nach § 26 des bürgerlichen 
Gesetzbuches unbedingtes Erfordernis für Vereine — , der aus 
einer oder mehreren Personen bestehen kann. Seine Zuständigkeit 
für Vertretungs- sowie für Verwallungshandlungen ist gesetzlich 
oder statutarisch geregelt. Ueberschreitet er seine Zuständigkeit, 
so gelten seine Handlungen nicht als die der Körperschaft. 

Schliesslich sind häufig vorhandene Organe die kollegialisch 
geordneten Repräsentativorgane. Durch sie wird die Mitglieder- 

') Gierke, GenosBenechaftstlieorie 8. 697. 
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Versammlung vollständig oder in gewissen Beziehungen ersetzt. 
Es gelten fCir sie die Bestimmungen der Mitgliederversammlung. i) 
Als mittelbare Organe sind diejenigen anzusehen, deren 
Zuständigkeit sich von den unmittelbaren Organen ableitet 



Drittes Kapitel. 

§ 13. 

Nicht reines römisches Recht, sondern das Produlct 

römischer und deutscher Ideen ist rezipiert — 

Beweis dieser Behauptung. 

Bevor das endgültige Resultat der bisherigen Untersuchung, 
die Deliktsfäliigkeit der juristischen Personen, festgestellt wird, 
sei noch erwähnt, dass die entgegengesetzte Ansicht der Romanisten 
des gemeinen Rechts ungerechtfertigt ist, wenn sie sich nur 
auf die römischen Quellenslellen stützt Es ist nicht das römische 
Recht, das bezüglich dieser Frage Eingang in Deutschland fand, 
sondern, wie aus der oben gegebenen Entwicklung ersichtlich 
geworden sein dürfte, die durch germanische Rechtsgedanken 
stark beeinflusste, vereinigte römisch-kanonische Lehre. ^) 

Zum Beweise dieser Behauptung mag eine kurze Darstellung 
einiger Gesetze und gerichtlicher Entscheidungen des gemeinen 
Rechtes dienen, aus denen die Handlungs- und Deliktsfähigkeit 
juristischer Personen hervorgeht. 

Man denke nur an die oben erwähnten Gesetze Friedrichs IL, 
die Authentim item nuUa und quaecumque, welche Gemeinden 
in gewissen Fällen mit dem Bann bestrafen wollen; man betrachte 
die Bestimmungen der aurea bulla, des Landfriedens im Jahre 1548 
und der Kammergerichtsordnung vom Jahre 1555, die sämtlich Straf- 
androhungen an Korporationen enthalten. Hieraus kann unseres Er- 



1] Nebeo diesen 
weileD noch andere eingeri 
. InniiDggschiedBgeri 



Ittelbaren typischen Hanptorgsnen werden bis- 
ichtet, auf die jedoch niclit näher einEogehen 
ichte, ReviBoren u. s. w. 



^ Eocholl a. a. 0. S. 362. 
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achtens ohne weiteres die anerkannte Deliktsfähigkeit entnommen 
■werden. Anderer Ansicht sind dagegen die meisten Romanisten. 

So führt V. Savigny aus, es sei ein Fehler, aus diesen 
thatsächlichen Bestrafungen juristischer Personen den Schluss zu 
ziehen, es würden ihnen die Delikte selbst zugerechnet Man 
könne sich denken, dass eine Stadt wegen Verräferei zerstört 
würde und hierdurch als Korporation verschwände, dass einem 
Regimente im Kriege die Fahnen entzogen würden. Dies seien 
nur „politische Akte, Handlungen der Regierungsgewalt, nicht des 
Richters", die dazu bestimmt seien, einen grossen Eindruck 
hervorzurufen. Auch Unschuldige müssten hierbei leiden, wie 
dies bei einer vom Richter verhängten Strafe nicht vorkommen 
könne.i) Ebenso sieht v. Vangerow in diesen Akten politische 
Regentenhandlungen, nicht Handlungen der Justiz.*) 

Vom Ende des 15. Jahrhunderts an entstand eine ungeheure 
Menge von Stadt- und Landrechten, ä) Gesetzgebungen, die voll- 
kommen unter dem Einfluss der gelehrten Jurisprudenz standen 
und daher auf der romanistischen Korporationstheorie basierten. 
Trotzdem war diese ununterbrochene gesetzgebende Thätigkeit 
in vielen Beziehungen für die Erhaltung germanischer Anschauung 
thätig.*) 

Ja selbst im 19. Jahrhundert, zur Zeit v. Savignys, als die 
HandluDgs- und Deliktsuntähigkeit der juristischen Person in 
der Theorie fast als unbestreitbares Dogma feststand, et^ngen 
viele gemeinrechtliche Oerichtsenlscheidungen, welche die Haftung 
juristischer Personen aus unerlaubten Handlungen anerkannten. 
Wenn nun auch aus dieser Thatsache, wie oben gezeigt, viele 
Juristen nicht auf die Deliktsfähigkeit der juristischen Person 
schliessen, so geht doch aus zahlreichen Entscheidungen deutlich 
hervor, dass die Korporation als solche für willens-, handlungs- 
und daher auch deliktsfähig angesehen wird. Einige dieser 
Entscheidungen mögen dies ersichtlich machen. 

1) T. Safign; a. a. 0. S. 318. 

2) y. Vangerow, Pandekten Bd. 1 S. 97 Anm. 7. Auflage 187S. 
") B. Gierke, GenOBsenBcbaftirecht Bd. 3 S. 746—758. 

*) Bochell ft. a. 0. S. 367. 
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Das frühere Oberappellationsgericht zu Kassel ^) motiviert 
die Haftpflicht, die es dem Staat für Versehen seiner Beamten 
auferlegt, damit: die Beamten kämen als Organe der Staatsgewalt 
in Betracht, infolgedessen seien die Verbindlichkeiten, welche 
durch eine von ihnen in ihrem Berufe bewirkte Rechtsverletzung 
entstünde, als unmittelbare Verbindlichkeiten des Staates anzusehen. 
Diese Entscheidung geht ersichtlich von der Willens- und 
Handlungsfähigkeit der Korporation aus. 

Das ehemalige Oberappellationsgericht zu Darmstadt^ lässt 
die juristische Person haften, weil die physischen Personen, deren 
sie sich bediene, die Stellung von «Werkzeugen« einnähmen. 
Hierdurch wird deutlich die Willensfähigkeit der. juristischen 
Persoft anerkannt. Zu demselben Ergebnis führt das Urteil des 
Reichsoberhandelsgerichts vom 9. Januar 1879'^, nach welchem 
die Aktiengesellschaft für den von ihren Repräsentanten ver- 
ursachten Schaden nach dem - Aquilischen Gesetze ebenso zu 
haften habe, wie die physische Person bei eigenem Verschulden. 

Allerdings stehen diesen Entscheidungen, denen noch viele 
hinzugefügt werden könnten, einige wenige gegenüber, die den 
entgegengesetzten Standpunkt einnehmen.*) 

Aber diese Entscheidungen, welche die Haftung der juristischen 
Person leugnen, weil sie deliktsunfähig sei, stehen vereinzelt da 
im Hinblick auf die Jahrhunderte hindurch geübte Oerichtspraxis 
im Gebiete des gemeinen Rechtes. Dieser auf dem Volks- 
bewusstsein beruhenden Praxis folgte auch bis heute das Reichs- 
gericht in mannigfachen Erkenntnissen,*) 

Allerdings wurde die hierdurch allgemein anerkannte Haft- 
pflicht, um nicht mit der herrschenden Doktrin in Widerspruch 

■) Ohne Datnm, Senfferts ArchiT Bd. 2 Nr. 54. 

^) Entacheidung Tom April 1S46, s. Senfferts Archiv Bd. 7 Nr. 160. 

^) PtenarentBcheidnng Bd. 31 S. 311. 

*) Wolfenbüttel, Entscheidung todi 17. September 1867, b. Senfferts 
Archiv Bd. 21 Nr. 29; EotBcheidnng vom 16. Jannar 1Ö74, B. Senfferts Archiv 
Bd. 30 Nr. 219; OlierappellatioDBgericht Celle, EntEcheidnog vom 20. April 
1866, 8. Senfferts Archiv Bd. 13 Nr. UO. 

') Rocholl a. a. 0. 8. 315 f. — Gierke, Besprechnng reidisgericht- 
licher Entschei dangen in Iheringa Juhrbttcbcrn Bd. S6 S. 234 f. 
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zu treten, häufig auf jede mögliche Art begründet, nur nicht 
mit der Handlungsfähigkeit der juristischen Person. Wir be- 
haupten jedoch, dass die gemeinrechtliche Körperschaftslehre nicht 
auf dem römischen Grundsätze, sondern auf der deutschen Auf- 
fassung beruht, und dass daher die in der Praxis anerkannte 
Haftpflicht darauf beruht, dass die unerlaubten Handlungen der 
Organe als eigene Handlungen der Verbandspersönlichkeit zu 
gelten haben. 

Viertes Kapitel. 



Juristische Personen sind im gemeinen Recht als 
delilctBfähig anzusehen. 

Das Resultat der Untersuchung ist dieses, dass unseres Er- 
achtens auch im neuesten gemeinen Recht die Handlungs- und 
Deliktsfähigkeit juristischer Personen feststeht und dass diese 
infolgedessen haftpflichtig sind. Die Annahme der Deliktsfähigkeit 
wird später bei der Erörterung der Voraussetzungen und dem 
Umfange der Haftung juristischer Personen aus unerlaubten 
Handlungen den leitenden Gedanken bilden. 



Dritter Abschnitt. 

§ 15. 

Entscheidung der Streitfrage durch das bürgerliche 

Gesetzbuch (§§ 31,89). 

Bisher wurde das Vorhandensein der Deliktsfähigkeit 
juristischer Personen bewiesen, um hierdurch ihre Haftpflicht im 
gemeinen Recht zu begründen. Das bürgerliche Gesetzbuch hat 
jetzt die Haftung der Verbandsperson aus Delikten ihrer ver- 
fassungsmässig berufenen Vertreter ausdrücklich festgestellt (§§ 31, 
89 B.O.B.). Es dürfte daher die entgegengesetzte Frage an- 
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gebracht sein: geht aus dieser Bestimmung des bürgerlichen 
Gesetzbuches die Deliktsfähigkeit der juristischen Person hervor? 
Eine Frage, deren Feststellung nicht unwesentlich ist, denn es 
kann bei einer Entscheidung über die Haftung juristischer Personen 
doch wohl bisweilen von Einfluss sein, ob die Haftpflicht eintritt 
aus Zweckmässigkeitsgründen, oder weil juristische Personen 
deiiktsfähig sind. 

Unserer Meinung, dass sich aus dem § 31 des bürgerlichen 
Gesetzbuches die Anerkennung der Deliktsfähigkeit ersehen lässt, 
ist auch Endemann^). «Der Widerstand", sagt er, «gegen die 
Haftung der juristischen Personen basierte auf der Auffassung, 
dass diese als willensuntähige Wesen ein Unrecht nicht begehen 
könnten. Mit dem neuen, gesetzlich bestätigten Prinzipe (§31 
B.O.B.) ist daher indirekt der gegenteiligen, richtigen Auffassung 
von dem Begriffe der juristischen Person eine Bestätigung 
gegeben." Ebenso stellt Gierke freudig fest, dass sich in der 
Theorie die Anhänger der Deliktsfähigkeit stetig mehren, das 
Reichsgericht sich der deutschrechtlichen Auffassung «unum- 
wunden" angeschlossen hat, und auch «die Gesetzgebung sich 
dieser Strömung nicht zu entziehen vermag."^) Denselben 
Schluss zieht Cosack: die Körperschaft des bürgerlichen Gesetz- 
buches ist deliktsfähig.') 

Trotzdem ist nicht durch das büi^rliche Gesetzbuch diese 
unendliche Streitfrage des gemeinen Rechts völlig entschieden, 
sondern wird wahrscheinlich fortdauern. Ein entschiedener 
Gegner der hier vertretenen Auffassung ist v. Liszt, nach dessen 
Meinung durch die erwähnte Bestimmung des bürgerlichen 
Gesetzbuches durchaus nicht die Deüktstähigkeit der Körperschaft 
anerkannt worden ist,*) 

>) Lehrbuch des borgerlicben Rechts Bd. 1 S. 203 Anm. 7. 

^ Er meint Entwarf U §§ SO und 77. — Oierke, DeatBchee Prirat- 
recht S. 5!9. 

^) Coaack, Lehrbuch des deutschen bDrgerlichen Rechte S. 106. 

*} T. LisKt, Die DeliktBobligatioDen in System des bargerlichen 
QeBetzbnches S. 109. 
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Vierter Abschnitt. 
Häftling dar juristischen Personen aus unerlaubten Handlungen. 

Erstes Kapitel. 

§ 16. 

Voraussetzung und Umfang der Haftung, wenn die 

Deliktsfähigkeit bestritten wird. 

Nachdem es erwiesen sein dürfte, dass nach gemeinem 
Recht und dem bürgerlichen Oesetzbuche die juristische Person 
wohl als deliktsfähig gelten muss, wird im folgenden von den 
Voraussetzungen und dem Umfang der hieraus sich ergebenden 
Haftung gesprochen werden. Da jedoch im gemeinen Rechte 
von vielen bedeutenden Juristen die entgegengesetzte Ansicht der 
absoluten Handlungsunfähigkeit juristischer Personen verfochten 
wurde, sind zuerst noch kurz die Konsequenzen zu erörtern, die 
sich aus dieser Annahme für die Haftung ergeben. 

V. Savigny argumentiert: jedes Delikt setze dolus und 
culpa voraus, könne also bei juristischen Personen nicht an- 
genommen werden. Anders verhalte es sich in Kontrakts- 
verhältnissen der juristischen Person, bei welcher dolus oder 
culpa des Stellvertreters in Betracht käme. Denn dieses sei eine 
wvon der Hauptobligation unzertrennliche Modifikation", wobei 
die Gesinnung der juristischen Person völlig gleichgültig sei.^) 

Neben dieser Verpflichtung zur Haftung aus Konirakts- 
verhältnissen erkennt er eine gleiche Verpflichtung der juristischen 
Person an, das, was sie durch Delikte ihrer Vertreter gewonnen 
habe, wieder herauszugeben; diese obligatio ex re sei ganz ver- 
schieden von der obligatio ex delicto^). 

Jede weitere Haftung aus unerlaubten Handlungen in ausser- 
kontraktlichen Verhältnissen leugnet er unbedingt Am heftigsten 
bekämpft er die Ansicht, es könne ein Delikt an der juristischen 



') T. SsTigny a.a.O. S. 317. 
ä) ». SaTigny a.a.O. S. 818. 
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Person bestraft werden. Wollte man dies zulassen, so würde 
dadurch «ein Grundprinzip des KriminaJrechts, die Identität des 
Verbrechers und des Bestraften verletzt werden".') 

Diese von v. Savigny aufgestellte beschränkte Haftung 
der juristischen Person wurde unter den Juristen, welche ihre 
Handlungsfähigkeit bestritten, die herrschende. 

Etwas weiter als v. Savigny geht Windscheid, der eine 
allgemeine Entschädigungspflicht aus Delikten für richtig hält; 
ebenso wie die juristische Person aus den Handlungen ihrer 
Vertreter Vorteil zöge, müsse sie auch gerechterweise die nach- 
teiligen Folgen dieser Handlungen auf sich nehmen. Eine Strafe 
kann aber auch nach seiner Ansicht die juristische Person nie 
treffen.^) — Auch Bekker hält es für gerechtfertigt, die Haftung 
jiiristischer Personen aus Delikten, wie sie v. Savigny darstellt, 
zu verschärfen. Jedoch weicht er nur in geringem Masse von 
diesem ab.^) 

In einem Punkte aber sind alle. Anhänger v. Savignys 
einig: eine Strafe könne die juristische Person nie erieiden. 
Dieser Grundsatz, dem auch die meisten Kriminalisten huldigen, 
wird sogar von Juristen vertreten, welche die Handlungsfähig- 
keit juristischer Personen ausdrücklich anerkennen. So behauptet 
Curtius, die Zulassung von Deliktsklagen gegen Korporationen 
sei in neuerer Zeit vornehmlich dadurch in Misskredit geraten, 
dass man sie mit einer kriminal rechtlichen Anschauung verband 
und daher eine strafrechtliche Verfolgung .juristischer Personen 
zuliess; eine Mschauung, die gänzlich falsch sei. Wenn die 
Korporation ein Delikt beginge, so seien die einzelnen Menschen 
als die Urheber der strafbaren Handlung, nicht die Korporation 
strafrechtlich zu verfolgen. Ob auch bei unserer Annahme der 
realen Verbandspersönlichkeit Straffolgen wider die Körperschaft 
gänzlich ausgeschlossen sind, auf diese Frage wird noch bei der 
Besprechung des Umfanges der Hafhing eingegangen werden. 

') V. Savigny a. a 0. S. 313. 

^ Windscheid, Pandekten Bd. 1 S. 150. 

') Bekker, Zur Lehre vom KechtBsnbjekt in Iheringg JahrbDchem 

Bd. 12 S. 130—123. 
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Zweites Kapitel. 

§ 17. 

Voraussetzung und Umfang der Haftung, wenn 

die Deliktsfähigkeit richtlgerweise anerkannt, sowie 

eigenes und fremdesVerschulden unterschieden wird. 

Wie gezeigt wurde, gilt die juristische Person unseres Er- 
achtens im gemeinen Recht für deliktsfähig und ist daher zur 
Haftung verpflichtet. Derselbe Grundsatz gilt für das jetzige 
bürgerliche Recht, indem das bürgerliche Gesetzbuch im § 31 
den Verein für jeden Schaden verantwortlich macht, den der 
Vorstand, ein Mitglied desselben oder ein anderer verfassungs- 
mässig berufener Vertreter im Bereiche seiner Zuständigkeit 
durch unerlaubte Handlungen einem Dritten zufügt 

Diese Vorschriften finden auch auf den Fiskus sOwie auf 
die Körperschaften, Stiftungen und Anstalten des öffentlichen 
Rechtes entsprechende Anwendung (§ 8Q B.O.B.). 

Aus der Fähigkeit juristischer Personen, Delikte zu begehen, 
folgt, dass man bei ihnen, wie bei physischen Personen, eigene 
Handlungen und Handlungen durch Fremde unterscheiden muss, 
worauf im folgenden Rücksicht zu nehmen ist. 

Während die Voraussetzungen der Haftung für eigehes Ver- 
schulden im gemeinen Recht, sowie nach dem bürgerlichen 
Gesetzbuch im wesentlichen dieselben sind, ist dies für die 
Haftung aus fremdem Verschulden nicht der Fall, so dass bei der 
Besprechung dieses letzteren die Bestimmungen des gemeinen 
Rechts und des bürgerlichen Gesetzbuches getrennt zu be- 
sprechen sind. 

§ 18. 

1. Voraussetzung der Haftung ans eigenem Verschulden nach 

gemeinem Redif und dem bürgeriiclien Gesetzbndi. 

Damit eine unerlaubte Handlung als eigenes Verschulden 
der Verbandsperson gilt, und diese dementsprechend verpflichtet 
wird, müssen verschiedene Erfordernisse erfüllt sein, die im 
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wesentlichen mit denjenigen übereinstimmen, die nötig sind, um 
eine gültige Körperschaftshandlung entstehen zu lassen. 

a) Verfassungsmässiges Organ. 

Vor allem muss ein verfassungsmässiges Organ thätig werden. 
Als verfassungsmässig ist ein Organ nur dann anzusehen, wenn 
es zwei bestimmten Voraussetzungen entspricht. Durch das 
Statut oder bisweilen auch durch Gesetz muss die Einrichtung 
des Organs vorgesehen sein. Ist dieses nicht der Fall, so nimmt 
derjenige, welcher für die Verbandsperson Geschäfte besorgt, 
allenfalls die Stellung eines Beauftragten oder Bevollmächtigten, 
niemals die eines Organes, ein. Nur im Wege der Statuten- 
änderung, soweit dies gesetzlich gestattet ist, kann ein neues 
Organ geschaffen werden. 

Weiterhin muss das Organ gemäss den Bestimmungen der 
Verfassung wirklich gebildet sein. Dies geschieht durch Be- 
rufung. Sie kann eine unmittelbare sein, indem durch das 
Stahlt selbst gewissen Mitgliedern eine Organstellung übertragen 
wird, oder sie erfolgt mittelbar durch andere Organe, denen ein 
solches Recht zusteht So erfolgt nach den Bestimmungen des 
bürgerlichen Gesetzbuches die Berufung eines Vereinsvorstandes, 
der jetzt obligatorisch ist (§ 26 Abs. 1 B.G.B), durch Beschluss 
der Mitgliederversammlung (§ 27 Abs. I B.G.B,).') — Die 
Handlung einer Person, bei der diese Voraussetzungen nicht 
vorhanden sind, ist keine Handlung der juristischen Person. 

Schon oben wurde davon gesprochen, dass man die Organe 
in Beschlussorgane, oder ungenau ausgedrückt, in Willensorgane 
und Ausführungsorgane teilen kann. Die letzteren haben die 
Durchführung des Gemein willens, der durch die Willensorgane 
zum Ausdruck gekommen ist, ins Werk zu setzen. Es bestehen 
nun manche Zweifel bezüglich der Abgrenzung der Willens- 
organe, deren Verschulden als eigenes Verschulden der Verbands- 
person angesehen wird. Hierzu sind wohl nicht nur die Organe 
zu zählen, die verfassungsmässig zur Willensbildung berufen 

1) Gierke, OenosBenBchanBtbeorie S. €73, £74. 
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sind, sondern auch die Ausführungsorgane, soweit ihnen eine 
selbständige Entsctiliessungsmacht zusteht') In gewissem Sinne 
ist dies fast immer der Fall, denn selbst dann, wenn ein solches 
Ausführungsorgan den Befehl eines anderen Organes unbedingt 
befolgen muss, wird es «den ihm überlieferten Willensentschluss 
in sich nachzubilden, meistenteils denselben sogar aus- und fort- 
zubilden haben". ^ 

Aus dem Wortlaute des bürgerlichen Gesetzbuches einlebt 
es sich ebenfalls, dass das Organ «ein verfassungsmässig be- 
rufenes" sein muss. 

b) Widerrechüidie Handlung oder Unterlassung. 

Von dem Organ muss, damit für die juristische Person eine 
Ersatzverbindlichkeit ex delicto entsteht, eine widerrechtliche 
Handlung vorgenommen sein. Diese muss einen Schaden ver- 
ursacht haben, und zwischen beiden muss der Kausalzusammen- 
hang bestehen. 

Der Handlung steht eine Unterlassung gleich, wenn durch 
Vertrag oder Gesetz ein Thun geboten war und aus dem Unter- 
bleiben solchen Thuns ein Schaden entstanden ist,*) 

Im gemeinen Recht war es eine heftige Streitfrage, ob die 
juristische Person nur für Omissivdelikte, oder auch für die 
unerlaubten Begehungshandlungen ihrer Organe haften müsse. 
Auch in neuester Zeit taucht mitunter noch die Ähsicht auf, dass 
die Aquilische Klage nur bei Omissivdelikten gegen die juristische 
Person zulässig sei. So entscheidet einmal das Reich^ericht, 
dass «positive Gesetzesverletzungen niemals Amtshandlungen sein 
könnten".*) Diese Ansicht ist aber jetzt entschieden aufgegeben. 
Es geht dies deutlich hervor aus einer Reichsgerichtsentscheidung 
vom 15. Oktober 1888,^) nach deren Inhalt das ritterschaftliche 

1) a. Gierke a. a. in Iberinfta Jahrb. Bd. 35 S. 234 f. 

^) Gierke, Geuossenschaftstheorie S. ess, 
^ B. anch RocfaoU a. a 0. S. SSO. 

*) ErkenntniB vom 10. November lSg7; E^tscheidaDgen des Reiche- 
gerichts, Civilsenat, Bd. 19 Nr. 67. 

^ Eutschei dangen des Reichsgerichts, Civilsenat, Bd. 22 Nr. S3. 



.y Google 



— 34 — 

Kreditinstitut der Kur- und Neumark für das Versehen der 
Ritterschaftsdirektion der Priegnitz, die auf Anfrage des Sequesters 
eines Gutes die Abfuhr verkauften Holzes gestattet hatte, haften 
muss. Denn die Handlung der Ritterschaftsdirektion sei als 
«eigener schuldhafter Willensentschluss" des Kreditinstitutes an- 
zusehen, i) Dieser Satz, dass die juristische Person für schuld- 
hafte Handlungen und Unterlassungen hafte, wird allgemein auf- 
gestellt, für gemeines Recht und preussisches Recht durch das 
Erkenntnis vom 5. Mai 1893.*) 

Wie sich dieser in der Praxis anerkannte Grundsatz theo- 
retisch rechtfertigt, wird bei der weiteren Betrachtung der 
Erfordernisse, die eine Körperschaftshandlung stellt, zur Be- 
sprechung gelangen. 

Für das bürgerliche Gesetzbuch ist dieser Punkt nicht 
streitig, da es ausdrücklich im § 31 »zum Schadensersatze ver- 
pflichtende Handlungen" erwähnt, denen natürlich Unterlassungen 
gleichstehen, wenn der verfassungsmässige Vertreter zum Handeln 
verpflichtet war,*) 

c) Veifassungsmässige Form. 

Die von einem verfassungsmässigen Organ vorgenommene 
unerlaubte Handlung gilt aber nur dann als Handlung der 
juristischen Person, wenn sie in der durch die Verfassung vor- 
geschriebenen Form ausgeführt wurde. Häufig sind nun vom 
Gesetz oder Statut Formvorschriften gegeben, die zwar ein- 
gehalten werden sollen, aber die bei Nichtbefolgung trotzdem 
nicht die Handlung eines Organes nur als die Handlung eines 
Individuums erscheinen lassen. Die Handlung gilt immer als 
rechtliche Willensäusserung der juristischen Person, wenn auch 
diese nur unwesentlichen Form Vorschriften verletzt sind. Die 
Befolgung derselben kann aber in den meisten Fällen durch 
Ordnungsstrafen erzwungen werden. 

') s. auch ErkenntiiiB vom 23. Jod! IS90; Reichsger. Ent»cb., Civil- 
Eenst, Bd. 26 Nr. 56. 

') Reichsger. Entach., Cirilsetiat, Bd. 31 Nr. bi. — Gierke in IheringB 
Jahrb. Bd. 36 8. 242. 

", Planck a. a. 0. S. 89. 
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Ist es zweifelhaft, ob eine Formvorschrift als wesentlich 
oder unwesentlich anzusehen ist, so gilt die Vermutung, dass sie 
als unbedingtes Erfordernis zu gelten habe. In diesem Sinne 
entscheidet auch das Reichsgericht: i) „es müsse bei den aus der 
vereinbarten Satzung ihr Leben schöpfenden Organismen jede 
festgesetzte Form präsumtiv als wesentlich, ihre Einhaltung als 
die Wirksamkeit des Handelns für den Organismus überhaupt 
bedingend erachtet werden".*) ^ Die hier aufgestellten Grund- 
sätze gellen natürlich auch für die im bürgerlichen Qesetzbuche 
enthaltenen Formvorschriften. 



d) Einhaltung der Lebenssphäre der juristischen Person. 

Eine juristische Person kann, wie wir sehen werden, nur 
innerhalb der ihr von der Rechtsordnung begrenzten Lebens- 
sphäre thätig werden. Daher muss eine unerlaubte Handlung, 
die ihr zugerechnet werden soll, in diesen Grenzen geschehen sein. 

Auch hierüber herrschte im gemeinen Recht grosse Meinungs- 
verschiedenheit, die uns zwingt, auf diesen Streitpunkt näher 
einzugehen und unsere Ansicht zu motivieren. 

Der juristischen Person wird ebenso wie der physischen 
von der Rechtsordnung ein bestimmter Lebenszweck zugesprochen, 
der sich von dem der natürlichen Person dadurch unterscheidet, 
dass er durch Gesetz oder Statut fest begrenzt wird. Um mit 
Gierke zu sprechen: «Der Zweck der Gesamtperson ist nicht 
bloss, gleich dem Zweck der Einzelperson, das Motiv, sondern 
der Gegenstand von Rechtsnormen." ') Es ist also die Handlungs- 
fähigkeit der juristischen Person beschränkt, indem die Verfassung 
ihre Lebensbelhätigung einer bestimmten Lebenssphäre zuweist. 
Nur soweit sie sich in dieser hält, handelt die juristische Person 
im Rechtssinn, während der Einzelperson jede Handlung zu- 
gerechnet wird, ohne dabei ihren Lebenszweck ins Auge zu 

<) EntHch. des Reicbsger. im Erkeuntn. Ton U. Februar 1883, Civils., 
Bd. 9 Nr. 6 S. 40 f. 

^ Gierke, GenosBeoschaftetheorie S. 706, 707. 
°) Gierke, GlcDOBBeiigcba.ftetheorie S. 63S. 
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fassen. Möglich ist es natürlich, dass eine juristische Person 
ihre Lebensaufgabe erweitert, indem sie das Statut verfassungs- 
mässig verändert; hierdurch erweitert sie auch gleichzeitig ihre 
Handlungsfähigkeit. 

Auf Grund dieser Erwägungen ') ist es ersichtlich, dass ein 
sogenanntes Körperschaftsdelikt nur dann vorliegt, wenn die 
unerlaubte Handlung in die rechtlich normierte Lebenssphäre 
der Verbandsperson hineinfällt. 

Einerseits wurde im gemeinen Recht diese Grenze nicht 
innegehalten, indem man der Ansicht des Bartolus folgte, der 
behauptete, die untversUas könne als solche „eigentlich" und 
„uneigentlich" delinquieren. Von einem derartigen Urteil des 
Reichskammergerichfs im Jahre 1555 berichtet Mynsinger.^ — 
Andererseits wurde in neuerer Zeit vielfach angeführt, wenn man 
die Handlungsfähigkeit einer juristischen Person einschränke auf 
Grund ihres vom Gesetze zugewiesenen Zwecks, dann könne die 
Verbandsperson als solche überhaupt keine rechtswidrige Handlung 
vornehmen. Diese Schlussfolgerung, die zuerst von Feuerbach 
gezogen wurde, fand seitdem immer wieder Anhänger. 3) Dass 
eine solche Folgerung aber durchaus falsch ist, hat Gierke 
unseres Erachtens überzeugend nachgewiesen, obwohl sich Kar- 
Iowa') durchaus nicht mit der Deduktion Gierkes einverstanden 
erklärt. Wenn auch die Rechtsordnung, argumentiert Gierke, 
das „rechtliche Können" einschränkt, so muss sie es doch gelten 
lassen, dass das „Können über das rechtliche Dürfen weit hinaus- 
reiche". Sie müsse anerkennen, dass ein von ihr gesetzter Lebens- 
zweck auch mit unlauteren Mitteln verfolgt werden könne. „Sie 
könne dem Gemeinwesen so wenig wie dem Individuum Pflichten 
ohne die Möglichkeit der Verletzung auferlegen und Rechte ohne 
die Möglichkeit des Missbrauchs gewähren."*) Durch die Aus- 
führung Gierkes, der wir uns durchaus anschliessen, ist gleich- 

') 9. such Gierke, OenoBaenschaftstlieorie S. 630 f. 

^) s. Qierke, Qenossenschtiftsrecbt Bd. 3 S. 739. 
^) Gierke, OenosaeDBchaftatheorie S. 755 Äum. 3. 
*) Kftrlowa a.a.O. S. 431. 

^) Gierke, Genoaseuscbaftstbeorie S. 756. 
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zeitig die oben behauptete im gemeinen Recht streitige Ansicht, 
die juristische Person könne sowohl Omissiv- wie Konimissiv- 
delikte begehen, theoretisch begründet. — Um das Resultat der 
letzten Erörterung noch einmal zu wiederholen; Ein Körper- 
schaftsdehkt, das die Haftung auferlegt, liegt nach gemeinem Recht 
und nach dem bürgerlichen Gesetzbuche nur dann vor, wenn 
die unerlaubte Handlung innerhalb der gesetzlichen Lebens- 
sphäre der Verbandspersönlichkeit erfolgt ist. 

e) Zuständigkeit des Organs. 

Hierzu tritt schliesslich noch als letztes wesentliches Er- 
fordernis, dass das Organ die unerlaubte Handlung im Bereiche 
seiner Zuständigkeit vorgenommen hat Auch hier wurde häufig 
der Einwand erhoben, es könne niemals in der Kompetenz eines 
Organs liegen, ein Delikt zu begehen. Diese Annahme ist, wie 
soeben bewiesen wurde, gänzlich falsch, da es sich hierbei um 
eine Verwechslung des „Könnens" und „Dürfens" handelt. Nur 
eine Handlung, die ein Organ innerhalb seiner Kompetenzsphäre 
vornimmt, gilt als Handlung der juristischen Person, für welche 
diese haften muss. Dasselbe gilt natürlich auch für unerlaubte 
Handlungen, für Delikte. 

Häufig ist die Zuständigkeit eine genau fixierte, indem durch 
Gesetzesvorschrift oder Statut die Sphäre angegeben ist, in der 
ein Organ als zuständig gilt. In solchem Falle verpflichtet eine 
Handlung desselben innerhalb der statutarischen Zuständigkeit 
gutgläubigen Dritten gegenüber die juristische Person stets zur 
Haftung; das Verschulden des Organs gilt als das ihre, auch 
wenn sie die Handlung ausdrücklich verboten haben sollte. — 
Nach den Bestimmungen des büi^erlichen Gesetzbuches (§ 26 
Abs. 2 B.Q.B.) ist zum Beispiel die Vertretungsmacht des Vor- 
standes eines Vereins unbeschränkt. Jede Rechtshandlung, die er 
daher namens des Vereins vornimmt, gilt als Handlung der 
Korporation. Eine gu^läubigen Dritten gegenüber wirksame Be- 
schränkung dieser Vertretungsmacht kann nur durch die Satzung 
erfolgen. 
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Es ist denkbar, dass eine Körperschaftshandlung wegen 
Ueberschreitung der Zuständigkeit seitens des Organs nicht zu 
Stande kommt und trotzdem in diesem Handeln ein Verschulden 
der Körperschaft zu erblicken ist, das sie zum Schadensersatz 
zwingt.^) Obwohl solche Fälle vorkommen können, ist dennoch 
Immer der Grundsatz festzuhalten: unerlaubte Handlungen eines 
Organs ausserhalb seines Kompetenzbereiches fallen nur dem 
Individuum zur Last.^) 

Das bürgerliche Gesetzbuch nimmt denselben Standpunkt 
ein, indem es die juristische Person nur Schadensersatz leisten 
lässt für unerlaubte Handlungen, welche verfassungsmässige Or- 
gane -in „Ausführung der ihnen zustehenden Verrichtungen" 
Driften zugefügt haben. 

f) OleU^gältig ist es, ob das Verschulden bei kontraktlichen 
oder ausserkontraktlichen Verhältnissen voriiegt. 
Wann eine unerlaubte Handlung als eigene Handlung der 
juristischen Person zu gelten hat, ist durch die vorstehenden 
Ausführungen ersichtlich geworden. Dass die juristische Person 
wegen solcher „eigener" deliktischer Handlungen zur Haftung 
verpflichtet wird, bedarf keiner näheren Begründung. Zweifel 
entstanden jedoch im gemeinen Recht darüber, ob die Haftpflicht 
nur bei kontraktlichem oder auch bei ausserkontraktlichem Ver- 
schulden der Verbandspersönlichkeit eintrete. Unbestritten ist es 
in der Praxis sowohl, wie in der Theorie, dass ein Verschulden 
der juristischen Personen in kontraktlichen Verhältnissen unbedingt 
dieselben verpflichte, in diesem Sinne ergingen viele Reichsgerichts- 
entscheidungen, 8) und selbst die Anhänger der v. Savigny- 
Puchta-Theorie vertraten, wie oben gezeigt wurde, dieselbe 
Anschauung. Da aber nach ihrer Lehre die juristische Person 
deliktsunfähig ist, und die unerlaubten Handlungen ihrer Organe 
für dieselbe nur nach den Grundsätzen der Stellvertretung in 

') ErkenntniB des Oberappellationager. Jena vom 20. Juli 1843 bei 
Senffert Bd. 4 Nr. 303. 

2) Qierke, GenosBenschaftstheorie S. 762— 768. 

^) B. Gierke, GeDOBseaBchaftstheorie S. 784 Add). 4. 
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Betracht kommen können, so verneinen sie die Haftung der ju- 
ristischen Person für ausscrkontraktliche Verschuldung ihrer Or- 
gane. Die Vertiandsperson wäre nur in den Fällen haftjjar, in 
denen es auch eine physische Person sei, wenn sie sich nämlich 
eines „dolosen oder kulposen Verhaltens bei der Anstellung oder 
Beaufsichtigung schuldig mache"'). 

Die deutschrechtliche Lehre dagegen unterscheidet streng 
eigenes Verschulden der Verbandsperson und fremdes Verschulden, 
das sie nach den Grundsätzen der Stellvertretung verpflichtet. 
Infolgedessen ist es nur gerecht, dass eine juristische Person un- 
erlaubte Handlungen eines Organs, die ihr vom Recht als eigene 
zugerechnet werden, in derselben Weise, wie eine Einzelperson 
ein gleichartiges eigenes Verhalten, zu vertreten hat. In kon- 
stanter Weise ist auch das Reichsgericht in seinen Entscheidungen 
dieser Meinung gefolgt und hat damit die Haftungspflichf der 
Verbandsperson und der Einzelperson aus eigenem Verschulden 
völlig gleichgestellt ä) 

Eine bereits einmal citierte Entscheidung sei besonders er- 
wähnt, durch die jener Grundsatz allgemein bestätigt wurde. ^) 
In Nordemey war ein Kurgast, der sich in einer dem preussischen 
Fiskus gehörigen Warfehalle aufhielt, durch ein vom Sturme los- 
gerissenes Holzstück stark verletzt worden. Der dritte Civilsenat 
führte bei der Entscheidung dieses Falles aus, die juristische 
Person hafte nach „gemeinem Recht" sowohl wie nach preussischem 
Landrecht auch „ausserkontraktlich" für jede unerlaubte Handlung, 
die ein Willensorgan in seinem Kompetenzbereich begangen 
hätte, ebenso wie die natürliche Person für eigenes Verschulden 
hafte. ^),*), Auch für das bürgerliche Gesetzbuch, das nur ail- 

') Loening a. a. 0. 8. 7b. 

^ a. Qierke s, a. 0. in Iheringg Jahrb. Bd. 3G S. 239 f. nnd Gierke, 
GenoBsenHchafliatheorie S. 790, 791. 

") Erkenntnis vom b. Mai 189S; Beichsger. Endscb. Bd. 81 Nr. 64. 

<) s. anch Oierke a. a. 0. in Uieriogs Jahrb. Bd. 36 8. 3*2. 

^) Deber die Haftang des Staates fttr onerlanbte Bandlangen oder 
Uuterlasaungen seiner Beamten aaf Oftentlich-rechtlichem Gebiete ist an 
anderer Stelle noch besonders zn spreeheu. 
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gemein von zum „Schadensersätze verpflichtenden Handlungen" 
spricht {§ 31 B.O.B.), ist aus den oben angeführten Gründen 
die Eisatzpflicht der juristischen Person auf kontraktliche und 
ausserkontraktliche unerlaubte Handlungen der Organe zu er- 
strecken. 

§ 19. 
2. Voraussetzung der Haftung aus fremdem Verschulden nach 
gemeinem Rechte. 
'Früher wurde, wie bereits erwähnt, nicht zwischen Organ 
und Stellvertreter unterschieden. Man ging von dem Grundsatz 
aus, dass die juristtsche Person nur durch Stellvertreter handeln 
könne. Infolgedessen wurde die Haftung juristischer Personen 
unter den- Gesichtspunkt der Haftung des Vollmachtgebers für 
Stellvertreter und Gehilfen gestellt und demgemäss eingeengt Es 
ist jedoch dargelegt worden, dass die juristische Person sowohl 
selbst, wie durch andere, unerlaubte Handlungen begehen kann. 
Unter welchen Umständen die Verbandsperson aus eigenem Ver- 
schulden haftet, diese Frage bildete den Gegenstand der letzten 
Erörterung. Es fragt sich jetzt, wann die juristische Person 
durch fremde Handlungen verpflichtet wird. Da sie unseres Er- 
achtens handlungsfähig ist, kann sie ihren Willen, ebenso wie 
jede physische Person, durch andere verwirklichen lassen. Sie 
haftet daher auch für rechtswidriges Handeln ihrer Vertreter in 
denselben Fällen, in welchen eine natürliche Person zur Haftung 
verpflichtet wird. Die folgende Untersuchung soll darthun, welche 
Voraussetzungen nach der Anschauung des gemeinen Rechts eine 
solche Haftpflicht begründen. 

a) Die Handlang erfolgt durch Stellvertreter. — Zunächst 
wesentliche Unterscheidungsmerkmale zwischen Vertreter und 
Gehilfen. 
Die Grundlage für die Haftung einer Verbandsperson aus 
fremdem Verschulden ist die, dass ein von ihr zu rechtlichen 
oder thalsächlichen Geschäften bevollmächtigter Stellvertreter oder 
Gehilfe eine rechtswidrige Handlung begangen hat. Dass der 
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Handlung ein pflichtwidriges Unterlassen gleichsteht, dass im 
Bereiche der Vollmacht gehandelt sein muss, um die juristische 
Person haftbar erscheinen zu lassen, ist bereits besprochen worden. 
Auch der wesentliche Unterschied zwischen organischem f-landeln 
und Stellvertretung ist schon zur Sprache gekommen, so dass 
sie hier nur als die Hauptunterscheidungsmerkmale des Vertreters 
und Gehilfen erwähnt werden sollen. Der charakteristische Zug 
der Stellvertretung beruht darin, dass die vermittelnde Person 
das Recht hat, für einen anderen eine Willenserklärung abzugeben, 
dass sie ihn nicht nur in thatsächücher Beziehung vertritt und 
hierdurch als blosses Werkzeug fungiert 

So kann ein Schuldner die vertragmässige Leistung gänzlich 
durch andere ausführen lassen, trotzdem sind diese nur Gehilfen, 
wenn sein Wille den Akt hervorbringt, der als die Erfüllung 
seiner Verbindlichkeit anzusehen ist. Massgebend zur Fest- 
stellung, ob Stellvertretung anzunehmen sei, ist eben nicht der 
Umstand, wieviel eigener Arbeit der Schuldner zur Leistung 
verwandt habe: «Das Wesentliche ist, wie auch Loening sagt, 
der Wille, der den Akt hervorbringt, in welchem sich die Leistung 
der Verbindlichkeit vollzieht".^) 

Der allgemeine Grundsatz, dass jeder nur eigenes Verschulden 
und eigene Fahriässigkeit zu vertreten hatte, wird im gemeinen 
Recht in gewissen Fällen durchbrochen. Theorie und Praxis 
haben anerkannt, dass der Vollmachtgeber für unerlaubte Hand- 
lungen seiner Stellvertreter in bestimmtem Umfange haften muss; 
dasselbe gilt für juristische Personen, die sich der Stellvertretung 
bedienen. 

Nie ist bezweifelt worden, dass die Verbandsperson immer 
verantwortlich ist, soweit sie aus uneriaubten Handlungen 
bereichert ist. Allgemeine Anerkennung fand auch der Satz, 
dass der Auftraggeber für dolus und culpa seines Stellvertreters 
einzustehen hätte, deren sich dieser beim Abschluss von Verträgen 
schuldig machte. Fast alle Juristen des gemeinen Rechtes huldigen 
dieser Ansicht und erklären nicht nur physische Personen, sondern 

1) LoeuiDg a. a. 0. S. 67. 
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sogar juristische Personen in solcher Lage für haftbar. Ihrer 
Anschauung von dem Wesen der juristischen Person entsprechend, 
begründen sie diese anerkannte Haftpflicht aus Delikten in 
verschiedener, manchmal recht unwahrscheinhcher Art. — Der 
wissenschaftlichen Meinung schliesst sich die Praxis an, wie dies 
aus der Entscheidung des Reichsoberhandelsgerichts vom 18. Juni 
1872 deuthch hervorgehLi) 

Wenn es im gemeinen Recht nicht zweifelhaft ist, dass der 
Vertretene für das Verschulden der Stellvertreter bei Eingehung 
von Verträgen haftet, so ist es durchaus folgerichtig, diese 
Haftbarkeit auch bei der Erfüllung von Verträgen anzunehmen. 
Loening sieht diese Annahme als einen Satz des Gewohnheits- 
rechtes an.^) Er geht, um dies darzulegen, von dem Art 52 
des alten Handelsgesetzbuches aus, der allgemein die Haftpflicht 
des Prinzipals aus Rechtsgeschäften seiner Bevollmächtigten zum 
Ausdruck bringt. Aus der Entstehungsgeschichte dieses Artikels 
ginge deutlich hervor, dass die Nürnberger Konferenz die Ansicht 
vertrat, dass der Prinzipat den Schaden tragen müsse, den ein 
Bevollmächtigter duch Verschulden beim Abschluss „oder der 
Erfüllung" von Verträgen der anderen Vertragspartei zugefügt 
habe. Hiermit stimmt auch das Reichsoberhandelsgericht überein, 
das in mehreren Entscheidungen dem Prinzipal unter solchen 
Umständen die Haftung auferlegt, ohne einen Unterschied fest- 
zusetzen für die Eingehung oder Erfüllung von Verträgen.*) 

Loening folgert hieraus, dass im Art. 52 des alten Handels- 
gesetzbuches nicht ein eigentümlicher Grundsatz für die Stell- 
vertretung in Handelsgeschäften aufgestellt sei: »es seien viel- 
mehr dadurch schlechthin für Handelsgeschäfte die richtigen 
Grundsätze des heutigen gemeinen Rechtes zur Geltung gelangt".*) 

') Entacheidungen deB Reicbaoberhandelsgerichts Bd. 6 Nr. 91 S. 40S 
bis 412; — vgl. auch SeuffertB Archiv Bd. 27 S. 12G, Bd. 32 S. 227, Bd. 3* 
S. S8. — LoeDiDg a.a.O. S. 58. — Gierke, GenoBEimBcbaftatheorie S. SOI- 

2) Loening a, a. 0. S. 69 f. 

^) Entscheid, des ReichBoberhaadelsgericht» Bd. 6 S. 411, B. S S. 20S, 
Bd. r$ S. 136. — B. Loening a. a. 0. 3. 70. 

*) Loening a.a.O. S. 71. 
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Die juristische Person hat also im gemeinen Recht das 
Verschulden ihrer Vertreter bei Eingehung und Erfüllung von 
Verträgen zu vertreten und denigemäss für den Schaden zu haften. 
Für ausserkontraktliches Verschulden ihrer Stellvertreter hat 
die physische Person und daher auch die Verbandsperson 
dagegen nur dann einzustehen, wenn sie sich selbst ein Versehen 
hat zu Schulden kommen lassen, sei es bei der Anstellung oder 
Beaufsichtigung ihrer Bevollmächtigten. Da \cir die juristische 
Person für deliktsfähig erklären und daher auch bei ihr die 
Möglichkeit der sogenannten culpa in eltgendo sive custodiendo 
annehmen, so kommen wir ohne weiteres zu dem Schluss, dass sie 
auch beim Vorliegen dieser culpa zur Haftung verpflichtet wird. 
Zu anderem Resultat gelangen natürlich diejenigen, welche jede 
Handlungs- und Deliktsfähigkeit der juristischen Person verneinen. 

b) Die Handlung erfolgt durch Oehilfen. — Die wesentlichsten 
Fälle, in denen im gemeinen Recht die allgemeinen Grund- 
sätze durchbrochen werden. 
Einen allgemeinen Satz, nach welchem der Geschäftsherr 
auch ohe Verschulden für die rechtswidrigen Handlungen seiner 
Oehilfen einzustehen hätte, kennt das gemeine Recht nicht 
Insofern ist die Haftung der juristischen Person für Gehilfen 
gemeinrechtlich eine andere, als die für Stellvertreter, deren 
Verchulden in Kontraktsverhältnissen, wie gezeigt wurde, den 
Vertretenen unbedingt belastete. Nach gemeinem Recht ist der 
Geschäftsherr für das Verschulden seiner Gehilfen nur zur 
Haftung verpflichtet, wenn ihm selbst ein Verschulden zur Last 
fällt Selbstverständlich wird er haften müssen, wenn er Vertrags- 
massig die Garantie für etwa erfolgenden Schaden übernommen ' 
hat Abgesehen von diesem Fall unterscheidet im gemeinen 
Recht die herrschende Meinung, ob er zwecks Erfüllung der 
Obligation befugt ist, sich der Hilfspersonen zu bedienen, oder 
ob ihm das Recht hierzu nicht zusteht Ist er verpflichtet, 
persönlich ohne Anwendung von Hilfspersonen zu erfüllen, und 
benutzt er trotzdem solche, so liegt in diesem Verhalten ein 
Verschulden seinerseits, das seine Haftung für deliktisches Handeln 
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der Gehilfen begründet. Wenn er dagegen berechtigt ist, durch 
die Hilfe anderer Personen seine Verbindlichkeit zu erfüllen, so 
kann ihm ein Verschulden dieser nur angerechnet werden, wenn 
er sich eine culpa in eUgendo sive castodiendo zu Schulden 
kommen lässt 

Auf Grund dieser gemeinrechtlichen Anschauung konnte der 
Geschäftsherr für unerlaubte Handlungen seiner Gehilfen nur 
selten zur Verantwortung gezogen werden. Diese Thatsache 
entsprach jedoch zu keiner Zeit dem allgemeinen Gerechtigkeits- 
gefühl. Schon im römischen Recht haftete der Gewalthaber 
für Delikte seiner Oewaltunterworf enen ; das deutsche Recht 
macht den Herrn sogar für das Verschulden von freien Leuten, 
die er als Gesinde oder Angestellte benutzt, verantwortlich. Die 
deutschrechtliche Anschauung, die dem modernen Rechtsbewusstsein 
entspricht, fand ihren gesetzlichen Ausdruck nur im code civil 
art. 1384. Das gemeine Recht verlangte dagegen, wie gezeigt 
ist, zur Begründung der Haftung für Delikte von Hilfspersonen 
eine eigene Verschuldung des Geschäftsherm. Dieser allgemeine 
Grundsatz wurde namentlich durch die moderne Gesetzgebung, 
dem Gerechtigkeitsgefühl entsprechend, vielfach durchbrochen. 
Die wichtigsten Fälle, in «denen die physische und ebenso die 
juristische Person für das Verschulden von Gehilfen einer 
ausnahmsweise schärferen Haftung unterliegt, sind kurz zu er- 
wähnen. 

Zunächst ist von den wesentlichsten Vertragsverhältnissen 
zu sprechen, die eine aussergewöhnliche Haftung für rechts- 
widriges Handeln von Hilfspersonen verlangen. Schon im 
römischen Recht galt der Werkmeister für den von seinen 
Gehilfen verschuldeten Schaden stets als haftbar.') Durch die 
gemeinrechtliche Praxis wurde dieser Satz erweitert für alle Fälle 
«in denen jemand durch Vertrag die Verpflichtung übernommen 
hat, einen bestimmten Erfolg herbeizuführen".^) 

■) 1.25 §7 Dig. loc. cond. 19, 2. 

^) Bntacbeidungen des ReicbBgerichts, Civitseuat, Bd. 33 S. 169. ~ 
De^nbarg, Pandekten Bd. 2 S. 107. 
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Eine Haftung des Oeschäftsherrn für seine Gehilfen auch 
ohne eigenes Verschulden, setzte das alte Handelsgesetzbuch fest" 
für gewisse Vertragsverhältnisse.') 

Diese Beispiele, deren noch viele angeführt werden könnten, 
werden gezeigt haben, dass schon die gemeinrechtliche Praxis 
bestrebt war, eine unbeschränkte Haftpflicht des Oeschäftsherrn 
für seine Leute bei der «Erfüllung von Verträgen" herbeizuführen, 
wodurch der in der Theorie geltende Grundsatz, es müsse ein 
eigenes Verschulden des Geschäftsherrn vorliegen, stark ab- 
geschwächt wurde. Ja es wurden sogar im gemeinen Recht, 
besonders durch die neuere Gesetzgebung, gewisse Gewerbebetriebe 
bezeichnet, bei denen der Unternehmer auch für «ausser- 
kontrakfliches" Verschulden seiner Untergebenen verantwortlich 
ist. Betreibt eine juristische Person ein solches Gewerbe, so 
haftet sie, wie dies schon oft hervorgehoben wurde, als Geschätts- 
herrin, wie eine physische Person in gleicher Lage. Die be- 
deutendsten dieser äusserst verantwortungsvollen gewerblichen 
Betriebe sollen hier Erwähnung finden. 

Im gemeinen Recht galt der schon in den Quellen aus- 
gesprochene Satz, dass Gastwirte und Schiffer, die für die im 
Betrieb ihres Gewerbes aufgenommenen Sachen bis zur ..höheren 
Gewalt" hafteten, für Diebstähle und Sachbeschädigungen ihrer 
Leute persönlich haftbar gemacht werden könnten.^) Dies Prinzip 
gilt auch gemäss den Bestimmungen des bürgeriichen Gesetz- 
buches, das die Haftung nur in einigen bestimmt angegebenen 
Fällen ausschliesst') — Das alte, wie neue Handelsgesetzbuch*) 
macht ferner den Rheder für den Schaden verantwortlich, den 
eine Person der Schiffsbesatzung einem Dritten, durch ihr 
Verschulden in Ausführung ihrer Diensfverrichtungen, zufügt 
Die Haftung ist hier jedoch auf das Schiffsvermögen beschränkt.*) 

') HandelsgeBBtzbncb von 1S31 Art. 400, 401 nod Art. 3S4. — 
HandeUgeeetzbuch von 1897 §g 431,433 nnd § 41S 

") [. 6 nnd 7 Dig. naatae caupones 4, 9; l. an Dig. furti adv. 
nautas 47, 5. — a. Dernburg, FaDdekten Bd. 2 S. 103. 

=) §§ 701 bis 70! B.Q.B. 

') Art. 451 §485 H.G.B. 

^) Art. 452 §486 H.G.B. 
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In ausgedehntestem Masse wurde jedoch die Haftung für 
Verschulden des Dienstpersonals den Unternehmern eines Eisenbahn- 
betriebes, Bergwerkes und anderer industrieller Unternehmungen 
durch das Reichshaftpflichtgesetz vom 7. Juni 1871 auferlegt. 
Der Wichtigkeit dieses Gesetzes wegen hinsichtlich der Haftung 
juristischer Personen für fremde Verschuldung ist dieses etwas 
näher ins Auge zu fassen. Es sollen aber nicht die zahlreichen 
Streitfragen, die sich aus dem Wortlaut des Gesetzes ergeben 
haben, betrachtet werden; es soll vielmehr nur auf die Voraus- 
setzungen eingegangen werden, die erforderlich sind, um eine 
juristische Person, die ein derartiges Gewerbe -betreibt, aus dem 
Verschulden ihrer Hilfspersonen in Anspruch nehmen zu können. 
Im § 1 wird bestimmt, der Betriebsunternehmer einer Eisenbahn 
hafte für den Schaden, wenn bei dem Betriebe ein Mensch 
getötet oder körperlich verletzt worden sei. Er könne sich von 
der Haftung nur durch den Nachweis befreien, „dass der Unfall 
durch höhere Gewalt oder durch eigenes Verschulden des 
Getöteten oder Verletzten verursacht ist". Aus dieser Bestimmung, 
die schon für Preussen durch das Gesetz vom 3. November 1838 
aufgestellt war, wird es ersichtlich, dass der Unternehmer eines 
Bahnbetriebes für Delikte seines Dienstpersonals unbedingt auf- 
zukommen habe. — Die Haftung, die im § 1 für Eisenbahn- 
unternehmer ausgesprochen wird, bringt der § 2 des Reichs- 
haftpflichtgesetzes für diejenigen zum Ausdruck, welche ein 
Bergwerk, einen Steinbruch, eine Qräberei oder eine Fabrik 
betreiben. 

Während aber die Haftung von Eisenbahnunternehmern eine 
äusserst ausgedehnte ist, die nur durch vis major oder eigenes 
Verschulden des Verletzten begrenzt wird, haften die Bergwerks-, 
Steinbruchs- und Fabrikunternehmer nur für das Verschulden 
gewisser Bediensteten, i) 

Die für unsere Betrachtung wesentlichen §§ 1 und 2 des 
Reichshaftpflichtgesetzes werden durch die Bestimmungen des 

>) Erläut eräugen zum BeichshaftpfliclitgesetE von Eademann S. 11 
ntid 30 — Gierke, Genossenach aftstheorie S. 802 Anm. 2. 
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bürgerlichen Gesetzbuches nicht geändert. Es werden durch 
Art 42 des Eintührungsgesetzes zum bürgerlichen Gesetzbuch 
nur einige den Schadensersatz betreffende Festsetzungen des be- 
treffenden Gesetzes einer Aenderung unterzogen. 

§ 20. 
2. Voraossetzong der Haftung aus fremdem Verschulden nach 
bfii^erlichem Gesetzbuch. , 

a) Die Handlung erfolgt durch Stellvertreter. 

Durch die obigen letzten Ausführungen ist der Versuch ge- 
macht worden, ein klares Bild davon zu geben, unter welchen 
Umständen die juristische Person im gemeinen Recht nach den 
herrschenden Grundsätzen der Theorie und Praxis für fremdes 
Verschulden zu haften habe. Ob das durch diese Untersuchung 
gewonnene Resultat auch auf Grund der Bestimmungen des 
bürgerlichen Gesetzbuches über Stellvertreter und Gehilfen das- 
selbe bleibt, wie im gemeinen Recht, ist im folgenden zu erörtern. 

Was die Stellvertretung anbelangt, so werden die oben auf- 
gestellten Grundsätze, wie sie für das gemeine Recht als geltend 
angenommen werden müssen, durch die Einführung des bürger- 
lichen Gesetzbuches keine Aenderung erfahren. Im § 278 be- 
stimmt dieses allerdings, dass der Schuldner für das Verschulden 
der Personen, deren er sich zur Erfüllung seiner Verbindlich- 
keiten bediente, einzustehen habe, wie für eigenes Verschulden. 
Zu diesen Hilfspersonen sind aber nicht, wie gezeigt werden 
wird, die Stellvertreter zu zählen. Die Haftpflicht der juristischen 
Person für die Arglist und Fahrlässigkeit bei dem Abschluss und 
der Erfüllung von Verträgen wird in demselben Umfang und 
aus denselben Gründen bestehen bleiben, die bereits besprochen 
sind; nie aber ist sie aus dem § 278 des bürgerlichen Gesetz- 
buches herzuleiten, wie dies schon versucht wurde. ^) 

') Dreyer, Verhandlangen des 17. dentachen JuristentageB 1SS4 Bd. 1 
R. 94 f. — cit. bei NaaBbaam, Haftung fOr Hilfspersonen nach § 27S 
S.O.B. S.44. 
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Auch das gemeinrechtliche Prinzip, welches eine Haftung 
für ausserlfonhnlttliches Verschulden der Vertreter nur zulässt, 
falls dem Vertretenen eine culpa in eUgendo sive custodiendo 
zuzurechnen ist, bleibt bestehen. Das bürgerliche Gesetzbuch 
bestätigt diesen Grundsatz im § 831. 

Eine Abweichung vom gemeinen Recht zeigt sich nur darin, 
dass nach altem Recht der Verletzte das Verschulden, nach 
neuem Recht dagegen der Geschäftsherr seine Sorgfalt be- 
weisen muss.^) 

b) Die Handlang erfolgt durch Oehilfen. — Interpretation 

des § 278. Streitfrage hinsichtlich der §§ 278 und 831 des 

bürgerlichen Gesetzbuches. 

Einen wesentlichen Fortschritt bringt aber der § 278 des 
bürgerlichen Gesetzbuches insofern, als er die gemeinrechtlich 
herrschende Ansicht von der Haftung für Gehilfen im Sinne der 
modernen Verkehrsanschauung einer Aenderung unterwirft. Der 
Satz, eine Haftung für Gehilfen sei nur begründet, wenn den 
Geschäftsherrn selbst ein Verschulden träfe, wurde schon im 
gemeinen Recht als unzureichend angefeindet, und durch die 
neuere Gesetzgebung, wie oben ausgeführt ist, vielfach durch- 
brochen. Im ersten Entwurf zum bürgerlichen Gesetzbuche 
schloss man sich allgemein im § 224 der modernen Bewegung 
an. Hieraus entstand der § 278 des jetzigen bürgerlichen 
Gesetzbuches, der den bereits citierten Artikel 1384 des Code 
civil zum Vorbild hatte.*) Der Schuldner muss jetzt ein Ver- 
schulden „der Personen, deren er sich zur Erfüllung seiner 
Verbindlichkeit bedient, in gleichem Umfange vertreten, wie 
eigenes Verschulden".') 

') Dies ist zwar nicbt ausdrf ick lieh gesagt, ergiebt eicb aber auB 
dem TerbältDiB von g 831 Satz 1 zq Satz 2, 

2) Endemann, Kecht dea B.G.B. Bd. 1 S. 501 Anm. 17. 

") Dnrch disBeD Satz weicht das bürgerliche Oeeetzbticb, das sODBt 
im allgemeineD von dem Verschuldungsprinzip ausgeht, von diesem aU. 
Der RechtBgnud fQr diese, geaetzlich nonnierte Haftnog ohne Verschnlden 
wird sehr verschieden angegeben. Wir schliessen uns der Aaßassnng 
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Bei den gegenwärtigen Verkehrsverhältnissen wird sich eine 
juristische Person bei der Erfüllung von Verbindlichkeiten wohl 
fast regelmässig der Hilfe dritter Personen bedienen und wird 
infolgedessen häufig wegen schuldhafter Handlungen dieser in 
Anspruch genommen werden. Daher ist es nötig, eine kurze 
Interpretation dieses schon jetzt umstrittenen § 278 zu geben, 
damit hierdurch die Voraussetzungen der Haftpflicht. hervorgehen. 

Unter die Personen, deren sich ein Kontrahent zur Erfüllung 
bedient, sind nicht diejenigen zu rechnen, die er zum Abschluss 
eines Rechtsgeschäftes, also zur Erzeugung einer Verbindlichkeit 
benutzt. Eine Stellvertretung durch thatsächliches Handeln ist 
im bürgerlichen Qesetzbuche nicht anerkannt; dieses kennt nur 
die rechtsgeschäftliche Vertretung durch Abgabe einer ,; Willens- 
erklärung".') Als Hilfspersonen fallen unter den § 278 des 
bürgerlichen Gesetzbuches Gehilfen und Substituten. Unter diesen 
letzteren sind Hilfspersonen zu verstehen, »welchen der Schuldner 
die Erfüllung seiner Verbindlichkeit ganz oder zu einem er- 
heblichen, in sich eine abgeschlossene Leistung darstellenden, 
Teil übertragen hat".^) Die Behauptung, dass' diese Substituten 
als Hilfspersonen im Sinne des § 278 gelten, beweist Nussbaum 
unseres Erachtens in überzeugender Weise. Wenn das bürger- 
liche Gesetzbuch, führt er aus, die Haftung nur für Gehilfen 
hätte eintreten lassen wollen, so wäre dies ausdrücklich gesagt 
worden. Denn das Wort »Gehilfe" in technischem Sinne sei 
dem bürgerlichen Gesetzbuche bekannt und solche würden auch 
den Substituten gegenübergestellt.^) Ausnahmen von dieser Regel, 
dass die Substituten unter den § 278 fallen," sind festgesetzt beim 

Eademaans zn, der sagt, der Scbnldner, welcher LeiBtangen der Hilfa- 
peraODen im eigenen Interesse heranzieht und den Vorteil dieser Hand- 
langen fQr eich in Ansprach nimmt, moBH daher auch jeden Nachteil der 
aus dem Wirken dieser Gehilfen entsteht, tragen. — Endemaon a. a. 0. 
S. 501. 

I) § 164 B6.B. NuBsbaum a. a. 0. S. 65. — Engelmann, Das alte nnd 
neue bürgerliche ßecht DentechlandB S. S03, 

2} s. NuSBbauni a. a. 0. S. 68. 

^ gg 664, 691 B.G.B. - Nnssbanm a.a.O. S. 69. 



..Google 



— 50 — 

Verwahningsvertrag und beim Auftrag. Wenn bei diesen die 
Substitution, die sonst bei diesen Verträgen verboten ist, ausnahms- 
weise bewilligt wird, so haftet der Mandatar, beziehungsweise 
Depositar, für die Substituten nur, wenn ein Verschulden auf 
seiner Seite vorhegt i) 

Wesentlich ist, dass die Beteiligung der Hilfspersonen mit 
Wissen und Willen des Schuldners stattfindet Begeht ein Un- 
berufener eine unerlaubte Handlung, so trifft den Oeschäftsherrn 
hierfür keine Haftung, es müsste ihm denn ein Verschulden Ijei 
der Beaufsichtigung zugerechnet werden können.*) 

Vorausgesetzt ist ferner, dass der Schuldner befugt war, sich 
der Hilfsgenossen zu bedienen. Benutzt er solche, ohne dass 
ihm das Recht hierzu gegeben ist, so liegt in dieser seiner 
Handlung ein Verschulden. Ihn trifft daher die Haftung für ein 
Verschulden dieser als casus mixtus. 

Der § 278 verlangt weiterhin, dass sich der Schuldner der 
Hilfspersonen bedient „zur Erfüllung seiner Verbindlichkeit". 
Es muss also ein Schutdverhältnis vorliegen, durch das der einen 
Partei. eine «Verbindlichkeit", d.h. die Verpflichtung zur Leistung 
erwachsen ist Dass der Schuldner für das fahrlässige Ver- 
schulden der Gehilfen haften muss, das sich diese bei der un- 
mittelbaren Ausführung der Erfüllungshandlung zu Schulden 
kommen lassen, wird fast allgemein, als aus dem § 278 sich 
ergebend, angenommen. Sehr bestritten ist dagegen die Frage, 
ob der Oeschäftsherr auch vorsätzliche Delikte zu vertreten hat>e. 
Unbedingt bejaht dieses Rü me I i n *), der dies aus der Ent- 
stehungsgeschichte des § 278 folgert Derseltwn Ansicht ist 
V. Liszt: „Diese Auffassung", sagt er, „entspreche niclit nur 
dem Worttaute des § 278, sondern auch dem Bedürfnisse des 
Lebens." Die Haftung erstrecke sich auf Diebstahl, Körperver- 
letzung und andere Delikte, welche die Gehilfen vornähmen, 



') §§ 664, 691 B.Q.B. 

^ EndemaDii a. v 0. S. 499. 

^) Gründe der Schadengznrecbnang S. b. — b. NnBübttnin a. a, 0. 8. 74. 
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vorausgesetzt sei immer mir, dass durch den Vertragsschluss die 
Begehung des Delikts ermöglicht sei.^) 

Im Q^ensatz zu dieser Meinung, eine Haftpflicht für vor- 
sätzliche Delikte der Hilfspersonen gänzlich auszuschliessen, halten . 
wir für falsch. Wir nehmen eine vermittelnde Stellung ein, wie 
dies von Nussbaum geschieht, dessen Argumentation wir uns 
anschliessen. Es kommt nach dessen Auffassung nicht darauf 
an, nob vielleicht der Wille des Gehilfen in einer einzelnen Be- 
ziehung von dem des Prinzipals divergiert; es kommt vielmehr 
darauf an, ob der Delinquierende seinem Oesamtverhalten nach 
noch als Hilfsperson zu betrachten ist, oder ob der Deliktswille 
so überwiegt, dass das Gehilfen Verhältnis gegen ihn ganz zurück- 
tritt". S,ehr richtig erkennt Nussbaum an, dass diese Unter- 
scheidung praktisch grosse Schwierigkeiten verursacht. Durch 
verschiedene Beispiele zeigt er jedoch, dass sie nicht undurch- 
führbar ist*) 

Allgemein kann eine Haftung nur für fahrlässiges Handeln 
ausgeschlossen werden. Nach dem Wortlaut des § 278 ist es 
sogar ausnahmsweise zulässig, dass der Schuldner, also auch die 
juristische Person, gültig vereinbare, für die vorsätzlichen Hand- 
lungen ihrer Leute nicht zu haften. Soweit die Haftung jedoch 
auf Grund öffentlichen Interesses auferlegt ist, kann sie nicht 
durch solche Verträge vermindert oder ausgeschlossen werden. 
Dies ist ausdrücklich für die Frachtgeschäfte, insbesondere der 
Eisenbahnen, festgestellt durch den § 471 des Handelsgesetzbuches. 
Besonders ist es auch ausgesprochen durch den § 5 des Reichs- 
haftpflichtgesetzes. 

Eine aijdere Bestimmung über die Haftung für dritte 
Personen trifft der § 831 des bürgeriichen Gesetzbuches. Dieser 
bestimmt, dass derjenige, der einen Anderen zu einer Verrichtung 
bestellt, zum Ersätze des Schadens verpflichtet sei, den der 
Andere in Ausführung der Verrichtung einem Dritten wider- 

ij T. LiBzt, Uia Deliktaobligoitionen im S7Btein deg B.G.6. S. lOt 
Anm. e. 

=) Hossbaum a. a. 0. S. 80, 81. 
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rechtlich zufügt Die Ersatzpflicht sei aber nur b^ündet, wenn 
— kurz ausgedrückt — eine culpa in eligendo sive custodiendo 
bei dem Geschäftsherm vorliege. Nach dem § 831 ist also die 
Haftung für Gehilfen eine viel schwächere, als nach dem § 278. 

Von der Entscheidung der Streitfrage, wann der eine oder 
der andere dieser Paragraphen zur Anwendung zu kommen habe, 
wird es abhängen, unter welchen Umständen die juristische 
Person für die unerlaubten Handlungen ihrer Gehilfen nach den 
Grundsätzen des bürgerlichen Gesetzbuches für haftbar anzu- 
sehen ist 

Endemann sieht in dem § 831 zwei «einschneidende 
Ausnahmen" von den Vorschriften des § 278. Der Geschäfts- 
herr hafte einmal nur für diejenigen widerrechtlichen Handlungen, 
durch die ein Angestellter »In" der Ausführung der Verrichtung, 
nicht nbei Gelegenheit" dieser, einen Dritten beschädigt hat 
Femer hafte er nur dann, wenn er die ihm obliegende Sorgfalt 
bei der Auswahl und Beaufsichtigung der bestellten Personen 
und bei der Einrichtung des Betriebes ausser acht gelassen habe. ^) 

Durch solche Auffassung Endemanns wird die Wirk- 
samkeit des so erwünscht gekommenen § 278 fast gänzlich auf- 
gehoben. 

V. Liszt wendet sich auch energisch gegen eine derartige 
Auslegung. »Es würde in der That", sagt er, unseres Erachtens 
mit vollem Recht, „aller gesetzgeberischen Technik widersprechen, 
hätte das bürgerliche Gesetzbuch im § 278 eine ganz allgemeine 
Regel aufgestellt, um sie dann hinterher durch eine »ein- 
schneidende Ausnahme" ihrer praktischen Tragweite zu ent- 
kleiden."») 

Die richtige Auffassung, die auch von verschiedenen Juristen 
vertreten wird, geht wohl dahin, dass zunächst der § 278 zur 
Anwendung kommt, und erst, wenn dieser versagt, von dem 
§ 831 Gebrauch gemacht werden darf. Aus dem Wortlaut des 
§ 278 geht hervor, dass er nur dann in Frage kommt, wenn 



1) EndemaDn a.a.O. S. 501,602. 
2} T. LiMt 8. a. 0. S. 105. 
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ein Schuldverhältnis vorliegt, dessen Erfüllung durch Hilfspersonen 
herbeigeführt werden soll. Liegt ein solches Vertragsverhältnis 
aber vor, dann muss auch die Haftpflicht des Schuldners un- 
bedingt aus dem § 278 hergeleitet werden, und § 831 kommt 
nicht in Betracht. Hieraus folgt, dass § 831 nur dann wirksam 
werden kann, wenn kein Vertragsverhältnis besteht') 



§ 21. 

3. VoranssetzüRg der Haftung ans Quasidelikten. 

Durch obige Ausführungen ist dargelegt worden, unter 
welchen Voraussetzungen die juristische Person für deliktische 
Handlungen verantwortlich gemacht werden kann. Der Aus- 
führlichkeit halber sei noch kurz erwähnt, dass die Verbands- 
person, ebenso wie der Einzelmensch, in gewissen Fällen auch 
aus schuldloser Schadensverursachung, aus Quasidelikfen, zur 
Haftung gezwungen wird. Diese kann natürlich durch vertrags- 
mässige Uebemahme, die für gewisse Vertragsverhältnisse ge- 
setzlich als gewollt gilt, begründet werden. Hauptsächlich besteht 
aber eine derartige Haftpflicht für die Unternehmer gefahr- 
drohender Betriebe bezüglich des Schadens, der durch solchen 
Betrieb verursacht wird. Man denke an die erwähnten Be- 
stimmungen des Reichshaffpflichtgesetzes. So muss auch z. B. 
der Eisenbahnfiskus für die Schädigung aufkommen, die ohne 
irgendwelches Verschulden durch Funkensprühen entstanden ist') 
— Ja sogar eine völlig rechtmässig erfolgte Schädigung kann 
eine Entschädigungspflicht im Gefolge haben. Dies ist häufig 
der Fall bei der Anwendung erlaubter Machtmittel seitens des 
Staates oder anderer öffentlich-rechtlicher Verbände, z.B. beider 
Expropriation und der Entschädigung unschuldig Verurteilter.^) 



I) Ygl. T. Ligzt B. a. 0. S. 105. — NnBsbanm &. s. 0. S. 72 Ämn. 1. 
^) Entsch. des Beichsger. vom 7. Dezember 1S86, GiTils.,Bd, 17 Nr. 24. 
— B. Oierke ia Iherings Jabrb. Bd. 3» S. 248, 249. 
^) äierke, GenoaaenscbaftBtheorie S. 805 f. 
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§ 22. 
4. Umfang der Haftung. 

a) Civürechtliche Ersatzverbindlichkeit. 
Nachdem erwiesen sein dürfte, dass die Voraussetzungen 
der Haftpflicht aus unerlaubten Handlungen bei der juristischen 
und physischen Person die gleichen sind, entsteht nun die Frage, 
ob die juristische Person auch hinsichtlich des ümfangs der 
Haftung der Einzelperson gleichzustellen ist, ob sie also, wie 
diese aus Delikten civilrechtlich zum Schadensersatz verpflichtet 
werden kann, und auch die strafrechtlichen Folgen auf sich zu 
nehmen hat Dass eine juristische Person zum Schadensersatz 
verpflichtet ist, soweit eine schädigende unerlaubte Handlung als 
die ihre anzusehen ist, ist selbstverständlich und bedarf keiner 
weiteren Erörterung. Die Ersatzverbindlichkeit aus Delikten der 
juristischen Person ist dieselbe wie die der physischen Person; 
denn sie entspringt dem Privatrecht, dem «die Qesamtperson 
— im Gegensatz zum Strafrecht — in gleicher Weise wie die 
Einzelperson unterworfen ist".') 

b) Auch strafrechtVidte Verfolgung ist möglich und geredit; 
Standpunkt des positiven Rechts zu dieser Frage. 
Aeusserst bestritten ist es dagegen, ob die Verbandsperson 
für Delikte auch Straten erleiden kann. Diese gemeinrechtliche 
Streitfrage, die bis in die neueste Zeit nicht zur Entscheidung 
gekommen ist, wird, wie wir sehen werden, auch vom Reichs- 
strafgesetzbuch und dem bürgerlichen Gesetzbuch offen gelassen. 
Alle gemeinrechtlichen Juristen, welche die Deliktsfähigkeit der 
juristischen Person bestreiten, besonders v. Savigny und seine 
Anhänger, wenden sich auch schroff gegen die Möglichkeit einer 
kriminellen Strafe. Die oben erwähnten, dieser Ansicht doch 
augenscheinlich widersprechenden Gesetze, besonders des Mittel- 
alters, erklären diese Juristen für upolitische Regentenhandlungen", 
.ipräventive Massnahmen" und dergleichen; niemals aber seien 
sie als Strafbestimmungen gegen juristische Personen aufzufassen. 

I) B. Oierke, OeDOBSenscbaftBtbBorie S. 7S4. 
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Derselben Ansicht sind fast alle Kriminalisten,') unter Anderen 
auch Berner, der allerdings zugiebt, dass der Staat unter um- 
ständen berechtigt sei, selbst zur Auflösung juristischer Personen 
zu schreiten; »aber", fährt er fort, nimmer bleibt es ein Miss- 
verständnis, wenn man in solchen Mitteln der Prävention Strafen 
zu finden glaubt; sie fallen nicht unter den strafrechtlichen, 
sondern nur polizeilichen Gesichtspunkt".*) 

Vor allem führten die Gegner der Körperschaftsstrafe an, 
durch eine solche würden auch die unschuldigen Mitglieder ge- 
troffen, infolgedessen sei sie völlig ungerecht Diese Auffassung 
ist jedoch unseres Erachtens nicht richtig, da eine Bestrafung 
der Verbandsperson sehr wohl denkbar ist, ohne dass hierdurch 
die Einzelperson als solche verletzt wird. 

Bei der Auffassung der juristischen Person als reale Verbands- 
persönlichkeit steht über den Einzelpersonen ein wirkliches, wenn 
auch nicht körperliches, von den Individuen unabhängiges Wesen. 
Dieses ist deliktsfähig. Begeht es nun ein Delikt, so erfordert 
es die Gerechtigkeit, dass es dafür gestraft wird. Die Ge- 
rechtigkeit will aber nur die Verbandspersönlichkeit als solche, 
nicht auch die unschuldigen Mitglieder strafen; und dies ist 
sicherlich möglich. Denn die juristische Person ist Trägerin 
ideeller und materieller Rechtsgüter. Daher kann eine Geld- 
strafe in ihr Vermögen vollstreckt werden , es können ihr 
zur Strafe Privilegien entzogen, einzelne Ehrenrechte ab- 
erkannt, ja sie kann sogar strafweise aufgelöst werden: durch 
alle diese Strafen wird nur die Gesamtperson, nicht das 
Individuum getroffen. 

Die Möglichkeit derartiger Körperschaftsstrafen vertritt be- 
sondersGierke*) und unter den Kriminalisten v. Liszt, der die 
Bestrafung einer juristischen Person für zulässig erklärt, „soweit 
sie Trägerin selbständiger Rechtsgüter ist« *). Diese Einschränkung 
ist sehr wesentlich. Denn es können natürlich nicht alle Strafen, 

') Anderer Meioimg v. Liezt. 
^ Berner, Lehrbuch des Strafrechts S. 76. 
') Gierke, GenosBeaüchaftstheorie S, TTl — 7S4. 
<) T. LJBzt, Lehrbncb des Strafrecht» S. 115. 
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die eine Einzelperson treffen können, als mögliche Körperschafts- 
strafen gelten. Als solche sind nur Strafen anzusehen, welche 
die Rechtsgüter der Verbandsperson als solche treffen; dagegen 
sind Strafen, die ein Rechtsgut verletzen, welches, wie Gierke 
sagt, die einzelnen Glieder „in ihrem individuellen FOrsichsein 
zu geniessen haben", nie als Körperschaftsstrafen anwendbar. i) 

Wie ersichtlich geworden sein dürfte, widerspricht es also 
der Gerechtigkeit nicht und ist die Möglichkeit vorhanden, 
juristische Personen der Bestrafung zu unterwerfen. 

Der hier vertretenen Ansicht, es sei möglich, juristische 
Personen zu bestrafen, die im Völkerrecht allgemein anerkannt 
ist, zeigt sich das geltende Recht durchaus nicht geneigt. Ver- 
schiedene Partikularstrafgesetzbücher hatten die Körperschafts- 
strafe ausdrücklich verworfen. Das preussische Strafgesetzbuch, 
dem das Reichsstrafgesetzbuch hierin folgte, schweigt über diesen 
Punkt Hieraus folgt gemäss den Grundsätzen über die An- 
wendung der Strafgesetze, dass die Bestimmungen des Reichs- 
strafgesetzbuches nur für Individuen in Betracht kommen.^) 

Deswegen ist es aber der Reichsgesetzgebung, sowie der 
Gesetzgebung der Einzelstaaten, nicht versagt, Bestimmungen zu 
treffen, durch die juristischen Personen eine Strafe angedroht wird. 

Bi n d i n g will allerdings aus dem § 5 1 des Reichsstraf- 
gesetzbuches folgern, die Bestrafung juristischer Personen sei 
auch für die Landesgesetzgebung ausgeschlossen. Der § 51 er- 
klärt eine strafbare Handlung für nicht vorliegend, „wenn der 
Thäter zur Zeit der Begehung der Handlung sich in einem 
Zustande der Bewusstlosigkeit oder krankhafter Störung der 
Geistesthätigkeit befand, durch welchen seine freie Willens- 
bestimmung ausgeschlossen war." Dass juristische Personen als 
solche Thäter gelten sollen, dieser Anschauung können wir nicht 
beitreten. Gterke weist ebenfalls entschieden eine derartige 
Auffassung zurück.^) 

') Gierke, Genossene cbaftstheorie S. 773. 

^) Derselben Meinung Gierke, OenoBseaschaftstheorie S. 776 Anm. 1. 
ßhomberg, EQrperschaftlicbes VerBcbnldeo S. 111. 

") Gierke, GenoBBenschaftstheorie S. 776 Anm. 3. 
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Es sind denn auch äusserst zahlreiche Landesgeselze er- 
gangen, welche Straf bestimmungen gegen juristische Persenen 
enthalten. Allerdings -vcerden derartige, angedrohte Massregeln 
fast nie mit dem Ausdruck «Strafe" bezeichnet. Allein aus dem 
Zusammenhange der Gesetzesworte oder aus der Angabe der 
Voraussetzung, wenn die betreffende Massregel angewendet 
werden soll, — z. B.: es muss eine rechtswidrige Handlung 
vorausgehen — , geht deutlich hervor, dass es sich um eine 
„Strafe" handelt Dies erhellt auch daraus, dass häufig die 
Anwendung der angedrohten Massregel durch Erkenntnis des 
Strafrichters, also im Wege des Strafprozesses, angeordnet werden 
muss. ') 

Auch durch die Reichsgesetzgebung selbst sind Bestimmungen 
hervorgegangen, die auf eine »Bestrafung" juristischer Personen 
schliessen lassen. Dies wird besonders klar ersichtlich aus dem 
§ 35 des Reichsgesetzes vom 4. Juli 1868,*) nachdem eine 
Genossenschaft ohne Entschädigungsanspruch aufgelöst werden 
kann, wenn sie sich gesetzwidriger Handlungen oder Unter- 
lassungen schuldig macht. ^) Es würde jedoch zuweit führen, 
auf die zahlreichen, einzelnen Gesetze einzugehen und an diesen 
zu beweisen, dass die juristische Person als kriminell strafbar 
angesehen wird, — wenn der Gesetzgeber sich auch scheut, die 
festgesetzten Massregeln als „Strafe" zu bezeichnen. 

c) Die Einzelperson als Thäter 
bleibt neben der juristischen Person verantwortlich: straf- 
rechtlich und civilrechtlkh. 

Als Forderung der Gerechtigkeit, wurde oben ausgeführt, 
setzt eine Körperschaftsstrafe voraus, dass durch sie die un- 
schuldigen Mi^lieder nicht in ihrer Individualsphäre verletzt 
werden. Dem Gerechtigkeitsgefühl würde es aber auch nicht 

') So kann z. B. nach dem prenaa. Gesetz vom II. März 1850 die 
Schlieasnng von Vereinen nur durcb ein EckenntniB eeiteoB des Straf- 
ricbters festgesetzt werden. 

^) Ebenso nach dem nenen BeidiBgeBetz Tom 1. Mai 18S9. 

^) Qierke, GenoSHenBchaftatheorie S. 779, TSO. 



..Google 



— 58 — 

entsprechen, wenn dasjenige Mitglied einer Korporation, welches 
das Delikt beging, gleich den übrigen unschuldigen Mi^liedern 
nur insofern büssen sollte, als die Verbandsperson, der sie alle 
angehören, als solche bestraft wird. Dies ist auch durchaus 
nicht der Fall. Es ist neben dem körperschaftlichen Verschulden 
auch gleichzeitig ein individuelles Verschulden der handelnden 
Einzelperson vorhanden. Daher kann auch neben der Körper- 
schaftsstrate noch eine Bestrafung des Individuums erfolgen. 
Hierüber herrschte schon unter den Juristen des Mittelalters, ab- 
gesehen von nebensächlichen Streitfragen, vollkommen Einigkeit. 
Besonders eingehend beschäftigte sich Bartolus mit dieser 
Frage. Fast regelmässig wird hierbei von diesen Juristen der 
Nachweis geführt, dass eine Bestrafung der universitas und 
gleichzeitig der singali nicht gegen den Grundsatz „ne bis in 
idem" Verstösse.') 

Dass eine Körperschaftsstrafe, verbunden mit gleichzeitiger 
Individualstrafe, als eine doppelte Strafe betrachtet werden müsse, 
durch diese Erwägung haben sich auch neuere Juristen gegen 
eine derartige Strafverbindung ausgesprochen.*) 

Von einer Doppelbestrafung kann jedoch gar nicht die Rede 
sein. Denn, wie Gierke logisch nachgewiesen hat, «erschöpft 
ein Körperschaftsdelikt als solches niemals den Thatbestand, iiidem 
es sich verwirklicht, sondern lässt stets einen Rest von selbst- 
ständiger Individualverschuldung stehen." Deswegen ist eine 
Individualstrafe neben der Körperschaftsstrafe völlig gerecht- 
fertigt, »nur muss bei der Abmessung solcher Strafen," wie 
Gierke sagt, »stets darauf Rücksicht genommen werden, dass 
dem Individuum derjenige Bestandteil der Strafthat nicht zu- 
gerechnet werden darf, für welchen eben lediglich die fehlerhafte 
Richtung des Gemeinwillens verantwortlich gemacht, und welcher 
daher in der Körperschaftsstrafe verbüsst wird," 

Ebenso wie das delinquierende Organ neben der juristischen 
Person strafrechtlich verfolgt werden kann, steht es neben dieser 

') Qierbe, QenosseDBcbaftsrecht Bd. 3 S. 410, 496. 
^ Morstsdt zn Fenerbach g 23 Nr. 4; Martin g 28 citiert bei Gierlte, 
GenOBBeDScbaftstheorie S. 775 Anm. 3. 
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für jede Ersatzverbindlichkeit ein, die sich aus der unerlaubten 
Handlung ergiebt. Doch haftet die Verbandsperson grundsätzlich 
primär, so dass sie nicht den durch die schuldhafte Handlung 
Verletzten anweisen kann, seinen Ersatzanspruch zuerst bei der 
Einzelperson geltend zu macl(en. Dies ist für den Beschädigten 
sehr wesentlich, da dieser bei nur subsidiärer Haftung der 
Verbandsperson seinen Ersatzanspruch häufig nur unter grossen 
Schwierigkeiten verwirklichen könnte. Anders ist es natürlich, 
wenn durch positiven Rechtssatz die grundsätzlich prinzipale 
Haftung in eine subsidiäre verwandelt wird.^) Zur subsidiären 
Haftung des Staates gelangt man auch, wenn man den Grund 
der Haftung nicht aus der eigenen Handlung des Staates, sondern 
aus einer Garantieleistung ableitet.^) Im allgemeinen jedoch 
nimmt die Praxis, die den Staat als selbsthandelnd ansieht, eine 
prinzipale Haftung desselben an. Dies geht aus vielen Erkennt- 
nissen der höchsten Gerichte hervor und aus zahlreichen Gesetzen, 
die eine solche Haftpflicht des Staates aussprechen. *) 

Auch das bürgerliche Gesetzbuch schliesst sich der 
herrschenden Meinung des gemeinen Rechts an. Indem es im 
§ 89 die Haftung der öffentlich-rechtlichen juristischen Personen, 
insbesondere des Fiskus, der im § 31 festgesetzten Haftung 
privatrechtlichen juristischen Personen gleichsetzt, erkennt es an, 
dass der Staat, soweit er als Vermögenssubjekl auftritt, neben 
dem unerlaubt handelnden Organ direkt haftet 

') H. Kobui^-Gotha Verf. ürk. Art, 88, — Gierbe, GenoBsenscbafts- 
theorie S. 770 Änin. I. 

°) ErkenntaiB des OberappelUtionagerichta Jena Tom 24. Ang. 1S4T 
□nd vom 5. Okt. 1877, Seufferta Archiv Bd. 5 Nr. 174 aod Bd. 34 Nr. 214; 
ebenso Meyer, Staaterecht 2. Aaflage g 149; citiert bei Gierte, GenoBBen- 
achaftBtbeorie.S. 769 Anm, 4. 

") B. Qierke, QenosBeQSchBftBtbeorie 8. 770 Anm. 4. 
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Fünfter Abschnitt. 

Artikol 77 des Einffllmingsgesetzes zum bürgerlichen Gesetzbuch 

Qberlüsst die Haftung fQr Beamtenvergehen bei AusObung llffentlicher 

Gswait den Landasgssetzen. 

Erstes Kapitel. 

§ 23. 

Anwendungsgebiet des Artikels 77 und des g 89 (31) 

des bürgerlichen Gesetzbuches. 

Unerlaubte Handlungen ihrer Organe verpflichten jedoch 
die juristischen Personen des öffentlichen Rechtes nicht in allen 
Fällen zu der im § 31 des bürgerlichen Gesetzbuches anerkannten 
strengen Haftung. Eine solche ist nur dann begründet, wenn 
die Organe in der Ausübung privatrechtlicher Vertretungsmacht 
thätig werden. Diese Einschränkung der Haftung geht, abgesehen 
von dem Ausdruck »Fiskus", der einen derartigen Schliiss recht- 
fertigen könnte, nicht aus dem allgemein gehaltenen § 89 des 
bürgerlichen Gesetzbuches hervor. Sie ergiebt sich jedoch 
deutlich aus dem Artikel 77 des Einführungsgesetzes. In ihm 
wird die Bestimmung getroffen, dass » landesgesetzliche Vor- 
schriften über die Haftung des Staates, der Gemeinden und 
anderer Kommunal verbände für den von ihren Beamten in Aus- 
übung der diesen anvertrauten „öffentlichen Gewalt" zugefügten 
Schaden unberührt bleiben." 

Man hielt es für unmöglich, die Frage nach der Haftung 
des Staates und der Gemeinden für Amtshandlungen im bürger- 
lichen Oesetzbuche zu regeln, da dies eine Frage des öffent- 
lichen Rechtes sei.i) Ausserdem herrschte Zweifel, ob das Reich 

■) Motive zu Entwurf I des EinfOhrungsgeBetzes S. 1S5, Protokolle 
Bd. 1 S. 809 f., Bd. 2 S. 66S. — Bericht der Reichstagskommission zu 
Buch II S, 117, 120; citiert bei HactLenbnrg, Daa borgerliche Oeaet^bnrh 
fQr das Deatscbe Reich S. 43g. 
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in dieser Hinsicht Gesetze erlassen könnte, soweit es sich nicht 
um Reichsbeamten handelte. 

Dadurch nun, dass man aus den erieähnten Gründen die 
Regelung der Haftpflicht der Gemeinwesen für Amtshandlungen 
ihrer Beamten der Landesgesetzgebung überliess, wird bei jedem 
Beamtendelikt zu entscheiden sein, ob der' Staat öder die Ge- 
meinde für den verursachten Schaden nach den Grundsätzen 
des bürgerlichen Gesetzbuches oder der speziellen Landesgesetze 
einzustehen habe. Diese Entscheidung wird von der Beant- 
wortung der Vorfrage abhängen, ob die Beamten der öffentlich- 
rechtlichen Verbandspersonen in Ausübung privatrechtlicher Ver- 
tretungsmacht oder anvertrauter öffentlicher Gewalt delinquierten. 
Es ist, um technische Ausdrücke zu gebrauchen, festzustellen, ob 
der Staat als Träger der Staatsgewalt, oder als Fiskus thätig 
'wird. Das Resultat solcher Feststellung wird sehr häufig hin- 
sichtlich der Haftpflicht das entgegengesetzte sein, indem der 
Staat als Vermögenssubjekt durch den § 89 des bürgerlichen 
Gesetzbuches zur Haftung gezwungen wird, während der Staat 
als Träger der Staatsgewalt gemäss den. Rechtsnormen vieler 
Einzelstaaten, wie gezeigt werden wird, oft frei ausgeht. 

Wenn man bedenkt, wie wesentlich die oben angedeutete 
Unterscheidung ist, und wie weit die Ansicht der Juristen darin 
auseinandergeht, welche Handlungen des Staates als fisicalische 
zu gelten haben, wird es kaum einem Zweifel unterliegen, dass 
ein grosser Streit bezüglich des Anwendungsgebietes des § 8Q 
und Artikels 77 des Einführungsgesetzes zum bürgerlichen 
Gesetzbuche entbrennen muss. Es ist nicht möglich, an dieser 
Stelle eine ausführiiche Darstellung des Fiskusproblems zu geben, 
wohl aber soll in aller Kürze ein Vorschlag Hatscheks^) an- 
geführt werden, der unseres Erachtens der Anerkennung wert 
ist. Auf die Frage, wann der Staat Fiskus sei, hat die herrschende 
Theorie, wie er ausführt, zwei Antworten: „einmal der Staat In 
Privatrechtsverhältnissen, sodann der Staat in seinen Vermögens- 
rechtsverhältnissen." Die erste Ansicht verwirft Hatschek, weil 



■) Die rechtliche Stellung des Fiakns im B.O.B. 
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sie „den Fall gar nicht vorsehe, da der Staat in Privat- und 
Öffentlichen Rechtsverhältnissen zugleich stehe." Man wisse also 
nicht, ob Handlungen dieser Art unter § 89 Absatz I oder 
unter Artikel 77 des Einfühningsgesetzes zum büi^eriichen 
Gesetzbuch fielen. Der anderen Ansicht stimmt er desvpegen 
nicht bei, «weil nach ihr der Staat auch für alle unerlaubten 
Handlungen seiner Beamten, welche von diesen in Ausübung 
der ihnen anvertrauten öffentlichen Gewalt vorgenommen würden, 
nach § 89 Absatz 1 haftbar sei." Und gerade die Regelung 
dieser Verantwortlichkeit sei durch Artikel 77 des Einführungs- 
gesetzes den Landesgesetzen überlassen.'} Er erkennt an, dass 
das bürgerliche Gesetzbuch durch «Schaffung der Entschädigungs- 
funktion des Fiskus" die Frage nach der Haftung des Staates 
aus unerlaubten Handlungen seiner Organe beträchtlich gefördert 
hat. Der § 89 würde aber ebenso bedeutungslos werden,' wie 
der § 4 des Einführungsgesetzes zur Zivilprozessordnung («Kom- 
petenzabgrenzungsfunktion des Fiskus"), wenn man nicht die 
engherzige, in der Theorie vornehmlich herrschende Ansicht 
aufgäbe, dass »der Fiskus nur Staat in privatrechtlichen Be^ 
Ziehungen sei." Man müsse vielmehr auch jene Handlungen, „die 
auf dem Grenzgebiete des Privat- und öffentlichen Rechts 
stünden," als Handlungen des Staates als Fiskus ansehen.^ *) 

Zweites Kapitel. 
§ 24. 

Die Haftung juristischer Personen des öffentlichen 
Rechts fQr Beamten vergehen ist als allgemeiner 
Rechtsgrundsatz anzusehen. — Hierfür spricht auch 
im gemeinen Recht überwiegend Theorie und 
Praxis. 
Sehen wir jetzt von diesem Streitpunkte ab und halten es 
für feststehend, wann der Art. 77 des Einführungsgesetzes zur 

1) EatBchek a. a. 0. S. 9 bis 11. 

2) HatBchek a. a. 0. S. 57, S. 2. 

=) Nach dem Vorschlage Hatschefea wäre also der Staat als FiskaB 
gemäss der BestimmuDg des § 89 Abs. 1 aas unerlaubten Handlangen 
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Anvpendung kommt, so kann ein Bild von der künftigen Haftung 
des Staates für Verschulden seiner Beamten bei Ausübung sozialer 
Funktionen nur gewonnen werden, wenn dargestellt wird, wie 
sich die Theorie und Praxis der wichtigsten Landesrechte zu 
dieser Frage stellt. Vorausgeschickt sei, dass die Frage nicht 
nur die Haftung des Staates für seine unmittelbaren Beamten 
umfasst, sondern auch die Haftung der Gemeinden und anderer 
öffentlich-rechtlicher Korporationen, soweit denselben die Aus- 
übung sozialer Funktionen anvertraut ist. Erwähnt sei auch, dass 
nur die Haftung für den Schaden in Frage kommt, den die 
Organe innerhalb ihrer amtlichen Sphäre durch »schuld hatte 
Verwendung oder Nichtverwendung öffentlicher Machtmittel" 
angerichtet haben.^) 

Sowohl im gemeinen Recht, von dem zunächst gesprochen 
wird, wie auch in den meisten Partikularrechten, fehlen aus- 
drückliche allgemeine Gesetze über eine derartige Haftpflicht des 
Staates. Es ist deshalb zu prüfen, ob eine solche grundsätzlich 
begründet ist. — Gegen das Prinzip der Haftpflicht des Staates 
für seine Beamten wendet sich von den Schriftstellern des 
gemeinen Rechts besonders B 1 u n t s c h 1 i. Er bekämpft die 
Theorie, welche in den Handlungen der Beamten Handlungen des 
Staates sieht, und führt aus, dass sich auch aus dem ^ Auftrags- und 
Ermächtigungsverhältnis, in welchem die Staatsgewalt zu den 
einzelnen Staatsbeamten steht", durchaus nicht die allgemeine 
Ersatzpflicht des Staates ergebe.^) Eine solche entspreche auch 
nicht der Billigkeit, indem, wie er darzulegen sucht, die Ein- 
führung einer allgemeinen Staatshaftung, die ganze Staatswirlschaft 
gefährden würde.*) 

Geiner Beantaii ia folgenden Fftllen Terantwortlicb : 1. Jn PriTatrechta- - 
verb&ltnigsen, welche der Enrerbnng, Erhaltnog and VerftasBernng seines 
FiOBDZ- nnd VerwaltaagsTermOgeDS dienen" ; 3. ,^s Grundeigentümer von' 
FinaDZTermögen", nnd 3. „als Eigentümer des immobilen Verwaltangaver- 
mOgeaa, der OffeDtUcben Sachen nnd der Öffentlichen Anstalten gewid- 
meten TerwaUnngamittel". — Hatecbek a. a. 0- S. 46, 47. 

■) Gierke, GenoBsenachaftBtbeorie S. 194, 

^) BluntBchli, Verhandl. deB6. deatschenJuriBtentageBBd. 1, 3.46,47. 

ä) Bluntschli a. a. 0. 3. 50. 
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Auch V. Rönne bestreitet, dass der Staat aus unerlaubten 
Handlungen seiner mit der Regierungsgevpalt beauftragten Beamten 
verpfliclitet werde; denn der Staat als solcher sei gar nicht fähig, 
eine Verbindlichkeit einem Unterthanen gegenüber auf sich zu 
nehmen.^) 

Schliesslich sei noch ais Gegner der allgemeinen Haftpflicht 
Loening genannt, der durch seine bereits öfter citierte Schrift 
bewiesen haben will, dass eine allgemeine Haftung des Staates 
weder rechtlich noch aus Biliigkeitsgründen anzunehmen sei. 
Es müssten vielmehr die einzelnen Verhältnisse nntersucht werden, 
in weiche der Staat zu seinen Unterthanen tritt, „um nach deren 
rechtlicher Natur zu entscheiden, ob eine Haftung des Staates für 
die rechtswidrigen Handlungen der Beamten gerechtfertigt sei 
oder nicht".*) 

Trotz dieser entgegenstehenden Ansichten, die uns nicht zu 
überzeugen vermögen, steht es aber fest, dass die überwiegende 
Zahl der Juristen des gemeinen Rechts die Haftpflicht des Staates 
für schuldhaftes Handeln der Beamten in Ausübung der an- 
vertrauten öffentlichen Gewalt grundsätzlich anerkennt. Dies giebt 
Loening selbst zu.') Welche Gründe die Haftung rechtfertigen, 
diese Frage wird verschieden beantwortet. Die wichtigsten 
Theorieen mögen eine kurze Erörterung finden, 

Pfeiffer geht von dem Falle aus, dass ein Staatsbürger 
eine Rechtsverletzung erlitten hat „durch die Anwendung desjenigen 
Zwanges, zu welchem die Administrativbehörde durch die ihr 
anvertraute Teilnahme an der Ausübung der Staatsgewalt in den 
Stand gesetzt wurde". Der Staat sei hier verantwortlich. Diese 
Verantwortlichkeit dürfe man aber nicht aus den privatrechtlichen 
Gründen des Mandates ableiten. Der wesentliche Haftungsgrund 
sei vielmehr die „Subjektionsverpflichtung der Staatsbürger, als 
, Unterthanen gegen den Staat und seine mit der Ausübung der 
Staatsgewalt beauftragten Behörden". Wenn der Staat unbedingte 



') V. ROnae, Das Staatsrecht der preneeiBcheii Monarchie B, 1 
4 LoeaiDg a. a. 0. S. 135. 
^) Loening a. a. 0. S. 96. 
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Unterwerfung unter die Amtsgewalt der Organe fordere, so 
müsse er auch für die Ausübung dieser Gewalt einstehen, 
selbst wenn die rechtlichen Schranken inslruktionswidrig über- 
schritten würden.') 

Dagegen ist nach seiner Ansicht keine Verantwortlichkeit 
des Staates begründet bei « reinen Akten " der richterlichen 
Intelligenz, weil die Stellung der Gerichte zu der obersten Staats- 
gewalt eine ganz andere sei, als die der Verwaltungsbehörden; 
besonders komme dies zur Geltung F,in der Unabhängigkeit der 
Gerichte von dem Einflüsse der Staatsgewalt auf ihre Ent- 
scheidungen".^) Gegen die Deduktion Pfeiffers führt Loening 
nach unserem Dafürhalten mit Recht an: Wenn wirklich eine 
unbedingte Gehorsamspflicht der Staatsbürger besteht, so folgt 
daraus rechtlich noch nicht die Haftung des Staates, diese ent- 
spräche höchstens der Gerechtigkeit Aber es sei vor allem 
niemals in Deutschland geltendes Recht gewesen, „dass der 
Unterthan zu einem unbedingten, blinden Gehorsam gegen alle, 
auch die rechtswidrigen Befehle und Handlungen der Obrigkeit, 
verpflichtet sei".') 

Eine andere Begründung der Haftpflicht des Staates für 
rechtswidriges Handeln seiner Beamten wurde durch die Praxis 
der früheren kurhessischen Gerichte aufgestellt Das Ober- 
appellation sge rieht zu Kassel ging von dem Gedanken aus, der 
Staat sei verpflichtet, seinen Angehörigen Schutz zu verleihen. 
Wenn die Staatsbürger daher durch die rechtswidrige Verab- 
säumung dieser Pflicht Schaden erlitten hätten, so entstände 
hieraus für sie ein Anspruch gegen den Staat auf Ersatz des 
Schadens.*) Diese Ansicht vertrat auch die Juristenfakultät 
zu Berlin in einem von Heffter im Jahre 1848 abgefassten 
Gutachten.*} 

1) Pfeiffer, Prakt. Aatführ. ans Bllea Teilen der BechtswiBgenBcliaft 
Bd. 2 S. 368,369,370. 

^) Pfeiffer a &. 0. 6d.3 8.364,385; vgl. auch SuDdheim das. cit. 

.3) Loening a. b,. O, S. 98, 99. 

*) ErkeDütniB vom 34. Mfirz 1847 nnd 2. Aagnst 1649; citiert bei 
I^ening a. a. O. S. 69, IOC. 

"j LoeDJng a. a. 0. S. 100. . 
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Bevor auf die Gründe eingegangen wird, durch die nach 
unserer Meinung die Haftung gerechtfertigt erscheint, sei noch 
die Auffassung Zachariäs_ angeführt. Dieser behauptet, es käme 
nicht darauf an, ob den Staat eine culpa in eligendo etc. treffe, 
der Staat hafte vielmehr, weil er «notwendig der Garant für die 
schuldhaften Handlungen und Unterlassungen seiner Beamten 
sein müsse". Er gelangt zu dem Schluss, dass der Staat „in 
subsiäium" den entstandenen Schaden zu ersetzen habe. Hier- 
durch weicht er von den vorher dargestellten Theorieen ab, die 
eine prinzipale Haftung des Staates anerkennen.') 

Alle diese juristischen Konstruktionen treffen wohl nicht die 
wirklichen Motive, die den Staat zur Haftung zwingen. Die 
deutschrechtliche Anschauung von dem Wesen der Verbandsperson 
bietet das Mittel zur Lösung der Frage. Juristische Personen, 
einschliesslich dei Gemeinden und des Staates sind, wie oben 
gezeigt wurde, als deliktsfähig anzusehen. Sie haften daher nicht 
anders als Einzelpersonen für den Schaden, der durch kontrakt- 
liches und ausserkontraktliches Verschulden ihrer Organe innerhalb 
der Kompetenzsphäre verursacht ist Daher ist es nur eine logische 
Folgerung, wenn man den Staat auch für haftbar erklärt bezüglich 
des Schadens, der von dem Beamten durch schuldhafte Aus- 
übung oder Nichtausübung staatlicher Machtmittel enstanden ist 
Oierke ist der Hauptvertreter dieser Ansicht. Er sieht auch in 
einer derartigen Ersatzverbindlichkeit des Staates nicht eine 
«eigenartige Haftung nach öffentlichem Recht", wie dies von 
vielen Juristen behauptet wird. Solche Haftung, sagt er, „ergebe 
sich vielmehr aus den im Zweifel auch auf die Gemeinwesen 
anwendbaren Grundsätze des Privatrechts. Sie trete ja eben 
wegen der rechtswidrigen Verletzung von Privatinteressen und 
nur insoweit ein, als durch eine zwar dem öffentlichen Leben 
angehörige, jedoch dem öffentlichen Rechte widersprechende 
Handlung oder Unterlassungeine Privatrechtssphäre geschädigtsei." *) 

>) Zachuift, DeatBcbea Staate- und Bimdearecht, II. Teil S. 67, 58. 
DerBelb«!) AofEaasnng giebt sich y. Gerber Wn. — v. Gerber, QrandzQge 
S. 207, citiert bei LoeDiDg a.a.O. 8.104 Anm. S. 

^} Gierke, GenoEHeuschatlistheorie S. 794, 795. 
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So hat auch die gemeinrechtliche Praxis den durch Amts- 
vergehen Geschädigten civilrechlliche Klagen gewährt, z. B. die 
Aquiiische Klage, die Spolienldage, die condictio ob injustam 
causam und die actio negatoria utUisS) In neuerer Zeit sind 
allerdings einige Reichsgerichtsentscheidungen ergangen, welche 
wieder eine derartige Haftung des Staates verneinen, und hiermit 
„die Entwicklung der gemeinrechtlichen Praxis, in der die richtige 
Auffassung dem Siege nahe war, zurückzuschrauben drohen".^) 

Trotzdem kann man sagen: Die Ersalzverbindlichkeit des 
ötaates für die Handlungen seiner Beamten in Ausübung der 
ihnen anvertrauten öffentlichen Gewalt muss, wie dies auch im 
gemeinen Recht der Fall ist, als allgemeiner Rechtsgrundsatz an- 
gesehen werden. Positive Rechtssätze, die für gewisse- Amts- 
vergehen eine Haftung des Staates festsetzen, haben daher nicht" 
als Ausnahmen, sondern vielmehr als Anwendungsfälle des 
allgemeinen Prinzips zu gelten. 



I. Die Hanp^ebiete amtlicher ThStigkeit, für welche Landesgesetze 
diesen Grundsatz bestätigen. 

Derartige Landesgesetze, die für einzelne Gebiete der amt- 
lichen Thätigkeic dem Staat oder den Kommunen eine Ersatz- 
pflicht auterlegen, sind in grosser Zahl ergangen. Es würde 
zu weit führen, im einzelnen von diesen Rechtsnormen zu 
sprechen. Deswegen sollen nur die Gebiete angedeutet werden, 
in denen bei Verschulden der Beamten vielfach eine staatliche 
Ersatzverbindlichkeit durch Gesetz angeordnet ist. Vor allem is 
dies der Fall hinsichtlich des Schadens, den eine öffentlich 
rechtliche Verbandsperson «aus widerrechtlicher Anwendung ihrei 
Zwangsgewalt" verursacht, gleichgültig, ob hierdurch die Per- 
sönlichkeit oder das Eigentum eines Dritten geschädigt wird, 

>) B. SenffertB ÄrchiT Bd. 19 Nr. 46; Bd. 24 Nr. 38; Bd. 24 Nr. 244. 
— Oierke, QenoBaenachaftBtheorie S. 796 Anm. 1. 

=) ErkenDtDiB todi 21. Dezember 1886, Civilsenat Bd. IT Nr. 25; vom 
3. Apil 18S4; CiTÜaenat Bd. 11 Nr. 42. — Oierke in Iherings Jahrbflcbera 
Bd. Sä S. 244, 245. 

6* 
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Die Haftung ist weiterhin durch zahlreiche Partikuiargesetze 
dem Staate auferlegt wegen „mangelhafter Verwaltung öffentlicher 
Einrichtungen", z. B. bei der Ausübung der freiwilligen Gerichts- 
barkeit, der Orundbuchfühning, obervormundschaftlicher Thätig- 
keit. — Eine Ersatzverbindlichkeit trifft schliesslich den Staat 
und die Gemeinden durch gesetzliche Bestimmung vielfach bei 
„schuldhafter .Unterlassung von Hoheitsakten oder fürsorglichen 
Massregeln," wenn sie dem Einzelnen gegenüber zum „gemein- 
heitlichen Handeln" rechtlich verpflichtet waren.^) 

2. Nur Koburg-Gotha kennt eine allgemeine, wenn auch nur 
subsidiär-staadiche Haftpflicht 

Die Thatsache, dass in den verschiedenen Einzelstaaten 
durch die Gesetzgebung der Staat und die Gemeinden für ge- 
wisse Gebiete der amtlichen Thätigkeit ersatzpflichtig gemacht 
wurden, musste erwähnt werden. Denn es giebt thatsächlich 
keinen Staat, der gesetzlich eine „prinzipale" allgemeine staatliche 
Schaden sersatzpflicht anerkannt hat für rechtswidriges Handeln 
oder Unterlassen seiner Beamten in Ausübung der ihnen an- 
vertrauten öffentlichen Gewalt, Das Landesgrundgesetz von 
Schwarzburg-Sondershausen vom 24. September 1841 und die 
Verfassung von Mecklenburg-Schwerin vom 23. August 1849 
hatten allerdings eine direkte Ersatzverbindlichkeit des Staates 
für rechtswidrige Handlungen der Beamten anerkannt; sie waren 
aber nur kurze Zeit in Geltung.^) — Der einzige Staat, der 
sich einer allgemeinen Ersatzpflicht, jedoch nur einer subsidiären, 
unterworfen hat, ist das Herzogtum Sachsen-Koburg-Gotha. Im 
Staalsgrundgesetz vom 3. Mai 1852 heisst es im § 68; „Für 
die Schäden, welche einem Staatsangehörigen durch die Arglist 
oder grobe Verschuldung der Staatsbeamten als solcher ver- 
ursacht werden, hat der Staat — insofern nicht besondere 
Gesetze in gewissen Fällen eine unmittelbare Vertretungs- 
verbindlichkeit desselben festsetzen — dann zu haften, wenn 

^) s. Gierke, GeDosaetiBcbiiftstheorie S. 796 — SOO. 
1) Locning a. a. 0. S. 1 1 1 Adiu. 1. 
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der Beschädigte den Schadensersatz vom schuldigen Beamten 
nicht zu erlangen vermag,'") Eine sehr beschränkte, durchaus 
nicht allgemeine Hattungspflicht des Staates wird schliesslich 
für Sachsen-Altenburg ausgesprochen durch das Edikt vom 
18. April 1831, und für Hamburg durch seine Verfassung vom 
28. September 1860.*) 

3. Standpunkt, den Preussen in dieser Frage einnimmt 

Von Interesse dürfte es sein, einen Ueberblick zu' gewinnen, 
wie sich die Haftung des Staates für die Beamtenhandlungen, die 
unter den Art 77 des Einführungsgesetzes zum büi^erlichen 
Gesetzbuch fallen, in Preussen gestalten wird. Vor dem Jahre 1836 
erkannte das Obertribunal zu Berlin noch die Haftung des Staates 
an, jiwenn die Schadenszufügung infolge von Amtshandlungen 
aus solchen Staatseinrichtungen hervorgeht welche die Einzelnen 
ausser stand setzen, den Schaden zu vermeiden, wo sie also 
keine culpa treffe und der Schade Folge amtlicher Handlungen 
sei".*) Seit dieser Zeit nahm jedoch das Obertribunal in 
ziemlich konstanter Praxis den entgegengesetzten Standpunkt ein, 
dass nach den Grundsätzen des preussischen Landrechts den 
Staat keine Verantwortung treffe für das Versehen seiner Be- 
amten bei der Ausübung staatlicher Befugnisse.*) Das Münchener 
Oberappellationsgericht leitet dagegen aus dem preussischen 
Landrecht den Satz ab, dass der Staat subsidiär für den durch 
seine Beamten verursachten Schaden einstehen müsse, wenn ihm 
eine culpa in eligendo sive custodiendo zuzurechnen sei.*) Das 
Reichsgericht tritt der in der preussischen Praxis vorwiegend 

I) LoeniDg a. a.O. 8. 110, III. 

^ Loening a. s. 0. S. 111, 112. 

^ ErkenntDig ohne Dstam abgedmckt bei Simon, Prenas. Stasterecht 
Bd. 1 S. 320. — B. Loening a. a. 0. S. 116 Anm. t. 

») Entscheid, des Obertrib, Bd. Si S. 1 f. — Entscheid, des Reicha- 
oberbandeUgericbt» Ed. 6 S. 205. — Dembnrg, FreneB. PriTatrecht § S3 
Bd. 1 S. 1 10. — FOrBter, Theorie nnd Praxis § 90 Bd. 1 8. 536. — Oierke, 
QeQOBsenscIiaftstheorie S. 796 Ann. 4. 

') Erkenntnis vom 17. Dezember 1839 nnd 11. März 1851 citiert bei 
Loening a.a.O. S. 116 Änm. 5. 
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geltenden Auffassung bei. Daher lehnt es für das Gebiet des 
preussischen Landrechts jede Haftung des Staates ab für die von 
seinen Beamten bei der Ausübung obrigkeitlicher Funktionen 
begangenen Versehen, wenn nicht etwa durch ein besonderes 
Gesetz eine derartige Haftung begründet ist. In einem Er- 
kenntnis vom 5, November 189P) dehnt es dieses Prinzip aus 
auf die Gemeinden und alle öffentlich-rechtlichen Korporationen, 
hinsichtlich der schädigenden Handlungen der in ihren Diensten 
stehenden mittelbaren Staatsbeamten.^) 

Der wesentlichen gesetzlichen Bestimmungen, durch die, der 
preussische Staat von seinem Grundsatz der Nichthaftung Aus- 
nahmen aufstellt — Ausnahmen, in denen jedoch unseres Er- 
achtens das richtige Prinzip zum Durchbruch gelangt — sei 
noch kurz Erwähnung gethan. Durch den § 29 der preussischen 
Orundbuchordnung vom 5. Mai 1 872 wird die subsidiäre 
Haftung dem Staate auferlegt für Amtsverschuldungen der Grund- 
buchbeamten. Die Reichsgrundbuchordnung vom 24, März 1897 
§ 12 verschärft diese staatliche Ersatzverbindlichkeit, indem sie 
diese zu einer primären macht 

Der Art. 1 08 des Einführungsgesetzes zum btirgerlichen 
Gesetzbuch hält die Bestimmungen des preussischen Gesetzes 
vom 11. März 1850 aufrecht, durch welches die Gemeinden 
zum Ersätze des bei öffentlichen Aufläufen verursachten Schadens 
verpflichtet werden. 

Eine unbedingt direkte Verpflichtung des Staates zur Rück- 
zahlung der gerichtlichen Depositen begründete das preussische 
Gesetz vom 14. März 1879 betreffend das Hinterlegungswesen. ^) 

Aus der neuesten Zeit ist schliesslich noch ein Reichsgesetz 
zu erwähnen, das die Entschädigung unschuldig Verurteilter be- 
handelt Nach diesem können Personen, die im Wieder- 
aufnahmeverfahren freigesprochen sind, unter gewissen Voraus- 
setzungen, aus der Staatskasse Entschädigung verlangen.*) 



■) Entscbeid. des Reichsgerichts, CiTilseimt, Bd. SS Nr. 74. 
4 Gierke in Iherioss JahrbOchem Bd. SS 8. 244, 246. 
") HinterlegnngaordDDDg vom 14. Mfirz 1879 g 8. 
') ReichsgeBetz vom 20. Mai 1898, 
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. Der oben entwickelte Grundsatz galt nicht in denjenigen 
preuSsischen Landesteilen, die unter der Herrschaft des franzö- 
sischen Rechts standen. Hier wurde die Frage nach der Haftung 
des Staates und der Gemeinden auf Grund des Artikel 1384 
a>de civU in bejahendem Sinne entschieden. So wird es auch 
bleiben, denn das preussigche Ausführungsgesetz zum bürger- 
lichen Gesetzbuch vom 20. September 1899 bestimmt im Ar- 
tikel 89 Abs. 2, der Art. 1384 des code ävU bleibe bestehen, 
«soweit er auf die Haftung des Staates, der Gemeinden und 
anderer Kommunalverbände für den von ihren Beamten in Aus- 
übung der diesen anvertrauten Öffentlichen Gewalt zugefügten 
Schaden Anwendung findet". 

Also selbst innerhalb Preussens werden auch fortan ver- 
schiedene Grundsätze herrschen bei der Entscheidung, welche 
Verpflichtung die öffentlich-rechtlichen Verbände für die uner- 
laubten Handlungen ihrer Beamten bei der Ausübung obrig- 
keitlicher Befugnisse trifft. 

Drittes Kapitel. 



Ausffihrungsgesetze» die von dem Art. 77 Gebrauch 

machten, haben die Rechtsverschiedenheit auf 

diesem Gebiet nicht abgeschwficht 

Die grosse Rechtsverschiedenheit auf diesem Gebiete, wie 
sie bisher in Deutschland herrschte, wird auch durch Aus- 
führungsgesetze zum bürgerlichen Oesetzbuche, in denen ver- 
schiedene Einzelstaaten von der Bestimmung des Art. 77 des 
Einführungsgesetzes Gebrauch machten, keine Abschwächung er- 
fahren. Dies möge die Gegenüberstellung einiger Ausführungs- 
gesetze beweisen. 

So wird für Bayern festgesetzt, dass die im § 83Q des 
bürgerlichen Gesetzbuches geregelte Haftung der Beamten ihrer- 
seits an Stelle der Beamten dem Staat oder dem Verband auf- 
zuerlegen sei, in dessen Dienst der Beamte stehe. Die Ersatz- 
verbindlichkeit falle Ausländem gegenüber fort, wenn in deren 
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Heimatsstaat ein Deutscher nicht mindestens von dem Beamten 
Schadensersatz verlangen Itönne. Im allgemeinen miSsse aber 
der Staat sogar dann haften, -wenn der Beamte selbst nicht ver- 
antwortlich sei, weil er sich zum Beispiel im Zustande der 
Bewusstlosigkeit befunden habe. 

Dasselbe Prinzip gilt für Baden, nur ist zur Verfolgung 
des Staates noch eine Vorentscheidung des Verwaltungsgerichts- 
hofes erforderlich. 1) 

Eine geringere Haftpflicht des Staates stellt Sachsen-Weimar 
auf: Nur «wie ein Bürge" solle das Gemeinwesen für die Be- 
amten einstehen.') 

Verschiedene Staaten weisen die grundsätzliche staatliche 
Verantwortlichkeit ganz ab und lassen ihn nur haften, wenn be- 
sondere Reichs- oder Landesgesetze dies anordnen. Diesen 
Standpunkt nehmen in ihren Ausführungsgesetzen zum Beispiel 
Anhalt und Mecklenburg-Schwerin ein."*) 



1) AuBfahi'UDgB-GeBetz vom 17. Juni 1S99 Art. S. 
^ AnsftthniDgB'GeMtz toid 5. April 1899 g 91. 
^) AiiBfahrungH-Gesetz fllr Anhalt vom IS. April 1899 Art. 32; Aub- 
fllbningg-VerordDUDg for Mecklenburg-Schwerio vom 9. April 1899 g 49, 
- B, diese AtiBfOhraogB-Gesetze bei Hftchenbnrg a. a. 0. S. HS—HO. 
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